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1. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Da die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
meine Fragen 12 und 13 in Drucksache 12/1765 
eine Beantwortung bezüglich der VN unterlassen 
hat, frage ich erneut, ob die VN nach Auffassung 
der Bundesregierung ein kollektives Sicherheits- 
system im Sinne des Artikels 24 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes darstellt, und welche Aussagen des 
Grundgesetzes gegebenenfalls nach Auffassung 
der Bundesregierung einer Beteiligung der Bun- 
deswehr an militärischen Einsätzen der UNO, die 
zum Ziele haben, „eine friedliche und dauerhafte 
Ordnung in Europa und zwischen den Völkern 
der Welt herbeizuführen und zu sichern", ent- 
gegenstehen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 14. Januar 1992 


Nach Auffassung der Bundesregierung stellen die Vereinten Nationen ein 
System gegenseitiger kollektiver Sicherheit im Sinne des Artikels 24 Abs. 
2 des Grundgesetzes dar. Im Hinblick auf unterschiedliche Auffassungen 
zur Auslegung des Artikels 87 a des Grundgesetzes tritt die Bundesregie- 
rung für eine Ergänzung des Grundgesetzes ein. 


2. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Angesichts der katastrophalen Lage in Albanien, 
aus der sich das albanische Volk ohne die Hilfe 
Europas nicht befreien kann, frage ich, in welcher 
Höhe die Bundesregierung Mittel für den „ Not- 
hilf efonds", der von der Ständigen Konferenz der 
Minister für Bildung und Ausbildung des 
Europarates unlängst beschlossen worden ist, 
bereitge stellt hat oder bereitstellen wird, und ob 
die Bundesregierung die Auffassung teilt, daß nur 
solche Hilfe den Unterrichtsbetrieb in Albanien 
wieder in Gang setzen kann? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 10. Januar 1992 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß auch Hilfsmaßnahmen für 
das Schulsystem Albaniens ein wichtiges Element der gesamten Unter- 
stützungsmaßnahmen für Albanien sein können. 

Im Gefolge der Resolution Nr. 3 der Europäischen Erziehungsministerkon- 
ferenz am 16./17. Oktober 1991 in Wien hat die Bundesregierung deshalb 
der Einrichtung eines Sonderkontos des Europarats zugestimmt, über das 
Zahlungen zugunsten der Unterrichtshilfe für Albanien geleistet werden. 
Einzahlungen der Bundesregierung auf dieses Konto sind nicht erfolgt 
und nicht geplant. 


1 



Drucksache 12/1959 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Die Bundesregierung hat Albanien in anderen, mindestens ebenso wichti- 
gen Bereichen bilaterale Soforthilfe geleistet, z. B. durch die kostenlose 
Lieferung von 44 t medizinischer Hilfsgüter und 20 Krankenwagen aus 
Bundeswehr- und NVA-Beständen sowie von 100 Lastwagen zur Vertei- 
lung von Hilfsgütern. 

Das Thema „Unterrichtshilfe" wurde von der albanischen Seite während 
der deutsch- albanischen Regierungsverhandlungen über entwicklungs- 
politische Zusammenarbeit vom 10. bis 12. Dezember 1991 nicht ange- 
sprochen. Auf albanischen Wunsch sind aber im Bereich der entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit zwei Projekte zur Verbesserung der 
Ausbildungsmöglichkeiten an albanischen Universitäten vorgesehen. 


3. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche weiteren wirtschaf tlichen Hüfen und 
andere Unterstützungsmaßnahmen in welchem 
finanziellen Umfang werden darüber hinaus von 
der EG und von den einzelnen Mitgliedstaaten 
des Europarates für Albanien geleistet? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 10. Januar 1992 


Die Europäische Gemeinschaft hat 1991 Albanien u. a. Nahrungsmittel- 
hilfe in Form von 145 000 t Weizen zugesagt. Die Lieferungen sind bereits 
angelaufen. Zusätzlich dazu hat der Rat der Europäischen Gemeinschaft 
am 23. Dezember 1991 die Bereitstellung weiterer 35 Mio. ECU für Nah- 
rungsmittelhilfe an Albanien beschlossen. Im Rahmen des EG-PHARE- 
Programms ist außerdem ein Hüfsprogramm für die Landwirtschaft mit 
einem Volumen von 10 Mio. ECU sowie umfangreiche technische Zusam- 
menarbeit vorgesehen. 

Aus historischen und regionalen Gründen ist Italien in Albanien beson- 
ders engagiert. Die italienische Regierung hat gegenüber der Bundesre- 
gierung und der EG-Kommission ihre Zusagen an Albanien auf 240 Mio. 
DM beziffert, darunter Hüfen für die Ausstattung von Schulen mit Lehr- 
büchern und anderem Lehrmaterial im Wert von 3,7 Mio. DM. 

Die Bundesregierung hat mit Albanien - neben der Gewährung humani- 
tärer, Sofort- und Nahrungsmittelhilfe - im Rahmen eines entwicklungs- 
politischen Gesamtprogramms umfangreiche Hilfe vereinbart. Die Neu- 
zusagen 1991 belaufen sich auf insgesamt 26 Mio. DM, die Gesamtzu- 
sagen seit 1987 damit auf 82 Mio. DM. Damit liegt Deutschland unter den 
Geberstaaten an zweiter Stelle nach Italien. Angaben über Leistungen 
und Zusagen anderer westlicher Geberstaaten werden von der EG-Kom- 
mission in ihrer Eigenschaft als Vorsitzender der Gruppe der 24 zusam- 
mengestellt. Eine Übersicht über die Leistungen und Zusagen an Alba- 
nien liegt noch nicht vor. 


4. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Bemühungen, 
nach denen die nationalen Parlamente der EG- 
Mitgliedstaaten ihre Zustimmung zu EG-Vor- 
lagen von einem positiven Votum des Europa- 
parlaments abhängig machen? 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 9. Januar 1992 


Ihre Frage berührt einen Problemkreis, dessen Beurteilung nach dem Ver- 
ständnis der Bundesregierung in erster Linie in der Kompetenz des Deut- 
schen Bundestages liegt. 

Aus der Sicht der Bundesregierung könnten die von Ihnen angesproche- 
nen Bemühungen dann problematisch sein, wenn sie zum Ziel haben soll- 
ten, die Haltung der nationalen Parlamente generell von Beschlüssen des 
Europäischen Parlaments abhängig zu machen. Nationale Parlamente, 
auch soweit sie mit EG- Angelegenheiten befaßt werden, sind genauso 
unabhängig in ihren Beschlüssen wie das Europäische Parlament. Dem 
steht die grundsätzlich wünschenswerte Berücksichtigung der jeweiligen 
Positionen im Einzelfall keinesfalls entgegen. 


5. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 


(SPD) 


Welche Summen sind bisher in die „Stiftung 
deutsch-polnische Aussöhnung" von welchen 
deutschen Firmen, die während des Dritten 
Reiches wirtschaftliche Vorteile aus der Zwangs- 
arbeit polnischer Staatsbürger gezogen haben, 
eingezahlt worden? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 10. Januar 1992 


Der Bundesregierung liegen hierzu keine Angaben vor. Die von Ihnen 
angesprochene Stiftung befindet sich noch im Gründungsstadium. Sie 
wird nach polnischem Recht durch die polnische Regierung ins Leben 
gerufen und hat ihre Arbeit bislang noch nicht aufgenommen. 


6. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung dagegen, 
daß von der CSSR/CSFR völkerrechtswidrig und 
entschädigungslos eingezogenes deutsches Ver- 
mögen nun im Zuge der Privatisierung staat- 
lichen Eigentums an Private versteigert wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans- Werner Lautenschlager 
vom 3. Januar 1992 


Ich verweise auf die Antwort von Staatssekretär Kastrup vom 23. Oktober 
1991 auf Ihre Frage 157 für den Monat Oktober (Drucksache 12/1381). Die 
Antwort gilt unverändert fort. 


7. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Ergebnis hat die Intervention der 
deutschen Botschaft in Moskau geführt, die To- 
tenruhe der im Gebiet von Rauschen/Svetlogorsk 
gefallenen deutschen Soldaten zu wahren? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 3. Januar 1992 

Die Wahrung der Totenruhe der im Gebiet von Rauschen/Svetlogorsk 
gefallenen deutschen Soldaten wurde wegen der grundsätzlichen Bedeu- 
tung der Angelegenheit vom Auswärtigen Amt auf der 6. Sitzung der 
deutsch-sowjetischen Arbeitsgruppe für die Zusammenarbeit in humani- 
tären Fragen im Dezember 1991 in Moskau angesprochen. Die sowjeti- 
sche Seite bedauerte Vorfälle der von Ihnen geschilderten Art, die mit Mit- 
teln des Strafrechts verfolgt werden müssen. Die Problematik ist auch dem 
Präsidenten des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge bekannt 
und wurde vom Volksbund in Gesprächen mit der sowjetischen Seite auf- 
gegriffen. 


8. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei der Darlegung 
ihrer Rechtsauffassung (vgl. Antwort auf die 
Frage 7 in Drucksache 12/1302) vor Abschluß der 
deutsch-polnischen Verträge auch Ansprüche 
der Vertriebenen und ihrer Erben geltend ge- 
macht, um einer Verjährung oder Verwirkung 
nach Völkerrecht vorzubeugen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 10. Januar 1992 

Die Bundesregierung bestätigt erneut, daß sie auch in den Verhandlungen 
mit Polen über den Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaft- 
liche Zusammenarbeit vom 17. Juni 1991 ihre Position zu Vermögens- 
fragen, die unter anderem auch die Ansprüche der Vertriebenen und ihrer 
Erben einschließt, dargelegt hat, um deren Interessen zu wahren. 


9. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die polni- 
sche Regierung neben der Menschenrechtskon- 
vention auch die Zusatzprotokolle der Europäi- 
schen Menschenrechtskonvention unterzeichnet 
und die Zuständigkeit der Menschenrechtskom- 
mission anerkannt hat? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 10. Januar 1992 

Die Republik Polen hat anläßlich ihres Beitritts zum Europarat am 26. No- 
vember 1991 die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) ge- 
zeichnet. Die derzeit gültige Fassung der EMRK umfaßt auch die verwal- 
tungstechnischen Zusatzprotokolle Nummern 2, 3, 5 und 8. Die Ratifika- 
tion ist noch nicht erfolgt. 

Die Zusatzprotokolle Nummern 1, 4, 6 und 7, die den Kreis der Konven- 
tionsrechte erweitern, sowie das Zusatzprotokoll Nummer 9 wurden von 
der Republik Polen bisher nicht gezeichnet. Eine Erklärung gemäß Arti- 
kel 25 EMRK über die Anerkennung der Zuständigkeit der Kommission 
bei Individualbeschwerden hat die Republik Polen bisher nicht abgege- 
ben. Dies ist erst nach Abschluß des Ratifizierungsverfahrens möglich. 
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10. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung bis heute noch 
nicht ein Schreiben der deutschen Sektion der 
katholischen Friedensbewegung Pax Christi vom 
14. Oktober 1991 (Unterzeichner Heinz Wagner), 
Aussagen des Bundesministers des Auswärtigen, 
Hans-Dietrich Genscher, vor der UNO betref- 
fend, beantwortet? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 10. Januar 1992 

Der Eingang eines Schreibens der katholischen Friedensbewegung Pax 
Christi vom 14. Oktober 1991 (Unterzeichner Heinz Wagner) konnte im 
Auswärtigen Amt nicht festgestellt werden. Auf Anfrage ist dem Auswär- 
tigen Amt ein Doppel des Schreibens am 6. Januar 1992 übermittelt wor- 
den. 


11. Abgeordneter Wie und wann wird die Bundesregierung dieses 

Reinhard Schreiben beantworten? 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 10. Januar 1992 

Die Bundesregierung wird der deutschen Sektion der katholischen Frie- 
densbewegung Pax Christi in Kürze schriftlich antworten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


12. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele ehemalige Mitarbeiter der Stasi-Haupt- 
abteilung Personen- und Objektschutz sind zur 
Zeit jeweils bei Bundessicherheitsbehörden so- 
wie in den Bundesländern beschäftigt, und wird 
die Bundesregierung einer Festanstellung oder 
Verbeamtung dieses Personenkreises zustim- 
men, da die von ihnen wieder wahrgenommenen 
Personenschutzaufgaben mit Eingriffsermächti- 
gung grundsätzlich eigentlich Beamten Vorbe- 
halten sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 8. Januar 1992 

Im Bereich der Sicherheitsbehördeii des Bundes sind derzeit 48 ehemalige 
Mitarbeiter der MfS- Hauptabteilung PS beim Bundeskriminalamt (BKA) 
tätig. Das BKA beabsichtigt nach dem Ergebnis eines durchgeführten 
Auswahlverfahrens, bis zu 32 ehemalige PS- Mitarbeiter ab 1. Januar 1992 
auf Dauer zu übernehmen und ihnen die Möglichkeit zu eröffnen, eine 
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mindestens sechsjährige fachtheoretische und praktische Einweisung in 
die Aufgaben des gehobenen Kriminaldienstes zu durchlaufen und sich 
danach als „andere Bewerber" gemäß § 21 KrimLVbeim Bundespersonal- 
ausschuß vorzustellen. Nach erfolgreicher Einweisung und Vorstellung 
würden sie verbe amtet und als Kriminalkommissare zur Anstellung im 
BKA eingesetzt werden (Probezeit vier J ahre) . 

Alle beim BKA tätigen ehemaligen PS -Mitarbeiter wurden einer Überprü- 
fung beim Sonderbeauftragten der Bundesregierung für die personen- 
bezogenen Unterlagen des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes unter- 
zogen. Diese erbrachte keine Erkenntnisse, die einer Beschäftigung beim 
BKA entgegenstehen. 

Zudem besteht nach den Vorschriften des Einigungsvertrages die Mög- 
lichkeit, einem Arbeitnehmer ordentlich oder außerordentlich zu kündi- 
gen, wenn nachträglich belastende Fakten bekannt werden, und einen 
Beamten auf Probe bei Vorliegen dieser Voraussetzungen zu entlassen. 

Wie viele ehemalige Mitarbeiter der MfS-Hauptabteilung PS in den Bun- 
desländern beschäftigt sind, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


13. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe führten dazu, daß bei der Sitzung 
der trinationalen Arbeitsgruppe zur Öffnung und 
Erweiterung der Grenzübergänge im Dreiländer- 
eck zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Polen und der CSFR, die am 14. November 1991 
in Hradek/CSFR stattfand, nicht mehr die ur- 
sprünglich als günstigste Lösung angesehene 
Trassenführung von Zittau über polnisches Terri- 
torium nach Hradek (mit trilateraler Grenzabfer- 
tigung) favorisiert wurde, sondern jetzt die Er- 
richtung eines direkten Grenzüberganges zwi- 
schen Deutschland und der CSFR auf der geplan- 
ten Schnellstraße Prag — Liberec — Bautzen als 
günstigste Lösung angesehen wurde, und welche 
Pläne existieren, daß in dieser Region auch ein 
Grenzübergang von der Bundesrepublik 
Deutschland nach Polen eingerichtet wird (siehe 
meine Frage 23 in Drucksache 12/1839)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 14. Januar 1992 

Die ablehnende Haltung der deutschen und tschechoslowakischen Seite 
gegen eine grenzüberschreitende Transversale von Zittau über polnisches 
Territorium nach Hradek/CSFR mit trilateraler Grenzabfertigung auf dem 
Staatsgebiet der Republik Polen beruht auf verkehrstechnischen, finan- 
ziellen und zeitlichen Erwägungen. 

In meiner Antwort auf Ihre schriftliche Frage vom 26. November 1991 
hatte ich schon erläutert, daß die dringend notwendige Verbindung zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakei im 
Raum Zittau nach den Planungen der zuständigen Stellen durch eine 
Schnellstraße von Prag nach Bautzen geschaffen werden soll, die bereits 
bis Liberec fertiggestellt ist und polnisches Hoheitsgebiet umgeht. Sie 
trägt den modernen Verkehrsbedürfnissen in besonderer Weise Rech- 
nung. Der ursprünglich vorgesehene Übergang Friedensstraße über die 
polnische Transitstrecke verliert dadurch derart an Gewicht, daß Aufwen- 
dungen für die bilaterale Grenzkontrollanlage, die erheblich wären, nicht 
vertretbar sind. 
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Deswegen haben sich die Bundesrepublik Deutschland und die Tschechi- 
sche und Slowakische Förderative Republik bei der Sitzung der trilatera- 
len Arbeitsgruppe in Hradek/CSFR am 14. November 1991 darauf ver- 
ständigt, schnellstmöglich ein zweiseitiges Konzept - Übergang Schnell- 
straße Prag - Bautzen - zu realisieren. 

In der Region besteht überdies schon ein deutsch-polnischer Straßenüber- 
gang bei Zittau/Sieniawka, so daß die Öffnung einer weiteren Übergangs- 
stelle in unmittelbarer Nähe - auch und gerade aus polnischer Sicht - nicht 
vordringlich ist. 


14. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Müller 

(CDU/CSU) 


Ist die Behauptung richtig, daß noch nach Öff- 
nung der Mauer von der Bundesregierung Gelder 
für den Freikauf politischer Gefangener an die 
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik überwiesen wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 8. Januar 1992 

Nein. Es trifft nicht zu, daß nach Öffnung der Mauer von der Bundesregie- 
rung Gelder für den Freikauf politischer Gefangener an die Regierung der 
DDR überwiesen worden sind. Das ist auch vor Öffnung der Mauer nicht 
geschehen. 

Die Maßnahmen der DDR im humanitären Bereich (politische Häftlinge, 
Familienzusammenführungen/Übersiedlungen, Botschafts-/StäV-Fälle) 
wurden vielmehr durch Warenlieferungen entgolten. 

Die humanitären Bemühungen der Bundesregierung endeten im Dezem- 
ber 1989, nachdem von DDR-Seite mitgeteilt worden war, daß alle politi- 
schen Häftlinge entlassen sind. In Erfüllung von im Jahre 1989 entstande- 
nen Verpflichtungen aus den besonderen Bemühungen der Bundesregie- 
rung erfolgten auch noch nach dem 9. November 1989 und bis in das erste 
Halbjahr 1990 die letzten Warenlieferungen in die DDR. 


15. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Müller 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war die Summe, die nach dem 9. No- 
vember 1989 von der Bundesregierung für den 
Häftlingsfreikauf an die Regierung der Deut- 
schen Demokratischen Republik überwiesen 
wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 8. Januar 1992 


Vergleiche Antwort zu Frage 14. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


16. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Mit welcher Begründung befürwortet die Bun- 
desregierung die vorzeitige Haftentlassung der 
ehemaligen RAF- Terroristen wie beispielsweise 
Irmgard Möller, Bernhard Rößner, Günter Son- 
nenberg und Claudia Wannersdorf er? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 14. Januar 1992 

Bei einer Reihe von Strafgefangenen aus dem Terrorismusbereich, unter 
anderem auch bei den von Ihnen genannten Strafgefangenen, steht im 
Laufe des Jahres 1992 die gerichtliche Prüfung einer bedingten Entlas- 
sung nach den §§ 57, 57a des Strafgesetzbuches an. Diese Prüfung hat von 
Amts wegen zu erfolgen, und zwar bei den zu lebenslanger Freiheitsstrafe 
verurteilten Strafgefangenen nach einer Mindestverbüßungsdauer von 
15 Jahren und bei den zu zeitiger Freiheitsstrafe verurteilten Strafgefan- 
genen nach der Verbüßung von zwei Drittel der Strafe. 

Voraussetzung einer bedingten Entlassung nach den §§ 57, 57 a des Straf- 
gesetzbuches sind unter anderem die Zustimmung des Verurteilten zu der 
beabsichtigten Maßnahme und die Erwartung, daß der Verurteilte künftig 
außerhalb des Strafvollzuges keine Straftaten mehr begehen wird (posi- 
tive Sozialprognose). Darüber hinaus darf die Schwere der Schuld des 
Verurteilten die weitere Vollstreckung der Strafe nicht gebieten. 

Die Entscheidung über die bedingte Entlassung obliegt den dafür zustän- 
digen Gerichten. 


17. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche positiven Wirkungen verspricht sich die 
Bundesregierung bei einer Haftentlassung ehe- 
maliger RAF-Mitglieder auf das Sympathisanten- 
umfeld? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 14. Januar 1992 

Auf die Antwort zu Frage 16 wird Bezug genommen. Sollte es zu einer 
bedingten Entlassung einzelner Strafgefangener aus der Strafhaft kom- 
men, knüpft die Bundesregierung hieran die Erwartung, daß diese Maß- 
nahmen dazu beitragen, den Sympathisanten und dem Umfeld der „Roten 
Armee Fraktion" deutlich zu machen, daß Strafgefangene aus dem Terro- 
rismusbereich genauso behandelt werden wie andere Strafgefangene 
auch und daß der unsinnige Vorwurf, Strafgefangene aus dem Terroris- 
musbereich würden einem benachteiligten Sonderstatus unterliegen, jeg- 
licher Grundlage entbehrt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Wie viele Wohnungen werden jeweils durch den 
Abzug der britischen Stationierungsstreitkräfte 
aus Hannover und die Reduzierung der Bundes- 
wehr in Hannover frei, und inwieweit ist der Bund 
bereit, die Belegungsrechte für die Wohnungen 
an die Landeshauptstadt Hannover bzw. das 
Land Niedersachsen zu übertragen? 


8 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/1959 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 14. Januar 1992 

Die britischen Streitkräfte verfügen in Hannover über 367 bundeseigene 
und 49 sonstige angemietete Wohnungen. Zur Zeit liegen keine Angaben 
vor, wie viele bundeseigene Wohnungen von den britischen Streitkräften 
freigegeben werden. 

Die Truppenreduzierung der Bundeswehr wird voraussichtlich in Hanno- 
ver keine personellen Auswirkungen haben, so daß sich der Bedarf der 
Bundeswehr an bundeseigenen Wohnungen nicht verringert. 

Es ist nicht beabsichtigt, Belegungsrechte an durch die Truppenreduzie- 
rung frei werdenden bundeseigenen Wohnungen der Landeshauptstadt 
Hannover oder dem Land Niedersachsen zu übertragen. Diese Wohnun- 
gen werden durch die Bundesvermögensverwaltung vermietet. Die Bun- 
desregierung ist aber bereit, ggf. entbehrliche Wohnliegenschaften an die 
Landeshauptstadt Hannover zu veräußern. 


19. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bisher unternom- 
men und welche Maßnahmen will sie künftig er- 
greifen, um die chaotischen Zustände aufgrund 
unzumutbar langer Wartezeiten an den Grenz- 
übergängen zwischen Deutschland und Polen zu 
beenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 7. Januar 1992 

Alle Zollanlagen an der deutsch-polnischen Grenze sind dem sprunghaft 
angestiegenen Verkehrsaufkommen nicht gewachsen. Sie müssen grund- 
sätzlich erneuert bzw. neu errichtet werden. 

Zur Verbesserung der Verkehrs- und Abfertigungsverhältnisse bei den 
am stärksten belasteten deutsch-polnischen Grenzübergängen finden seit 
Ende 1990 bilaterale Gespräche auf Regierungs- und Expertenebene statt. 

Dabei wurde mit den polnischen Behörden bisher folgendes vereinbart: 

1 . Grenzübergang Pomellen — Autobahn (B AB All Berlin — Stettin) 

Die Pläne für eine deutsch-polnische Gemeinschaftszollanlage auf 
deutschem Hoheitsgebiet werden zur Zeit erarbeitet. Ziel ist, noch in 
diesem Jahr Lkw-Stauräume auf der Nord- und Südseite der Autobahn 
für jeweils 100 Lkw zu schaffen. Die deutschen und polnischen Abferti- 
gungsbeamten und die Grenzspediteure sollen bis zur Fertigstellung 
der Dienstgebäude in Bürocontainern am Rande der Lkw-Stauräume 
untergebracht werden. 

2. Grenzübergang Frankfurt/Oder — Autobahn (BAB A 12) 

Es soll eine deutsch-polnische Gemeinschaftszollanlage für die Abfer- 
tigung des Güterverkehrs auf polnischem Hoheitsgebiet nach dem 
Konzept einer gut funktionierenden deutsch-dänischen Gemein- 
schaftszollanlage errichtet werden. 

Die Anlage sollte nach Aussage der polnischen Zollverwaltung bis 
Ende 1992 fertiggestellt werden. Leider hat sich dieser Zeitplan inzwi- 
schen schon verzögert. In der zweiten Woche 1992 finden weitere 
Gespräche mit der polnischen Seite statt, um den neuen Zeitplan abzu- 
klären. 
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Mit dem Bau der fehlenden Fahrbahn der A 12 zwischen Frankfurt/ 
Oder und der Grenze ist bereits begonnen worden. Der Baubeginn für die 
zweite Oderbrücke ist für Mai 1992 vorgesehen. 

3. Grenzübergang Forst — Autobahn (BAB A 15 Berlin — Cottbus — 
Breslau) 

Es soll eine neue Gemeinschaftszollanlage auf polnischem Hoheits- 
gebiet errichtet werden. Der Zeitpunkt des Baubeginns wurde von der 
polnischen Seite noch nicht festgelegt. 

Mit den Bauarbeiten für die zweite Richtungsfahrbahn an der A 15 soll 
in diesem Jahr begonnen werden. Westlich des Grenzübergangs wer- 
den an der Autobahn Parkspuren für Lkw eingerichtet, um bei Stau- 
ungen den Verkehr zu entzerren. 

4. Grenzübergang Guben (B 97) 

1993 wird mit dem Bau einer grenzüberschreitenden Südumgehungs- 
straße für Guben begonnen werden. An dieser Straße soll eine neue 
deutsch-polnische Gemeinschaftszollanlage errichtet werden. Der 
jetzige Grenzübergang im Stadtinnern wird dann für den Lkw-Verkehr 
geschlossen werden. 

Zur Entlastung des Verkehrs in der Stadt Guben ist am Stadtrand ein 
Auffangparkplatz für Lastkraftwagen eingerichtet worden, von dem 
die Fahrzeuge - den Abfertigungsmöglichkeiten an der Grenze ent- 
sprechend - abgerufen werden. Durch diese Maßnahme hat sich die 
Verkehrssituation im Stadtgebiet Guben spürbar verbessert. Auf die- 
sem Auffangparkplatz soll in nächster Zeit auch die deutsche und polni- 
sche Abfertigung des Güterverkehrs nach Polen stattfinden. 

5. Grenzübergang Görlitz — Autobahn (künftige BAB A 4 Bautzen — 
Görlitz — Breslau) 

Vereinbart wurde der Bau einer neuen deutsch-polnischen Gemein- 
schaftszollanlage auf deutschem Hoheitsgebiet nördlich von Görlitz an 
der künftigen Bundesautobahn A 4 (Bautzen — Görlitz — Breslau). Der 
Baubeginn der Autobahn wird für 1992 angestrebt. 

Der Autobahnabschnitt zwischen der Bundesstraße 1 15 nordöstlich von 
Görlitz und dem Straßennetz auf polnischer Seite soll 1994 vorab fertig- 
gestellt werden. Es wird sichergestellt, daß mit dem Abschluß der Stra- 
ßenbauarbeiten auch die deutsch-polnische Gemeinschaftszollanlage 
fertiggestellt sein wird. 

Zur Entlastung für den Transport der Materialien für die Autobahn- 
brücke über die Neiße wurde inzwischen eine Behelfsbrücke von Ein- 
heiten der Bundeswehr errichtet. Dies bedeutet zugleich eine Ent- 
lastung der Ortslagen von Görlitz und Zgorzelec. 

Um die derzeitige Belastung der Bürger der Stadt Görlitz durch den 
Verkehr über den bestehenden Grenzübergang im Zentrum der Stadt 
zu mindern, wird an der B 6 westlich der Stadt Görlitz in Markersdorf 
ein Auffangparkplatz für rd. 100 Lkw gebaut, auf dem die deutsche und 
polnische Zollabfertigung vorgenommen werden soll. Die Anlage soll 
in diesem Jahr fertiggestellt werden. Auf polnischer Seite ist bereits mit 
dem Bau eines Auffangparkplatzes für Lastkraftwagen begonnen wor- 
den, der in Kürze in Betrieb genommen werden soll. 

6. Zur Entlastung der vorhandenen Grenzübergänge sollen folgende 
neue Grenzübergänge zugelassen werden: 
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Straßenübergänge 

- Kamminke/Swinemünde 

- Mescherin/Greifenhagen 

- Hohen wutzen/Niederwutzen 

- Kietz/Küstrin (alte Reichsstraße 1) 

- Hagenwerder/Radmeritz 

Eisenbahnübergänge 

- Kietz/Küstrin 

- Guben/Gubin 

- Bad Muskau/Lucknitz 

Fährübergänge 

- Altwarp/Neuwarp und 

- Ueckermünde/Swinemünde 

Der Zeitpunkt der Öffnung der neuen Grenzübergänge muß noch mit 
der Republik Polen abgestimmt werden. 

Für den Ausbau der unter 1. bis 5. genannten Grenzübergänge wurden 
deutsch-polnische Arbeitsgruppen gebildet, die mit der Erstellung der 
Ausbaupläne unter Beteiligung der für Einzelfragen zuständigen deut- 
schen und polnischen Behörden beauftragt wurden. 

Mit der polnischen Zollverwaltung wurden weiter vereinbart: 

- Ständige Kontakte der örtlichen Dienststellen, um bei auftretenden 
Schwierigkeiten schnell und flexibel reagieren zu können; 

- Schulung von polnischen Zollbeamten und ihre Einweisung in die Ab- 
fertigungspraxis der EG bei deutschen Grenzdienststellen. 


20. Abgeordneter Wie verteilt sich das Vermögen in Deutschland, 

Ortwin verteilt nach Altersgruppen? 

Lowack 

(fraktionslos) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Januar 1992 

Zahlenangaben über die personelle Verteilung des Vermögens sind mit 
erheblichen methodischen Problemen verbunden: 

Über das gesamte Geldvermögen der privaten Haushalte unterrichtet die 
gesamtwirtschaftliche Geldvermögensrechnung der Deutschen Bundes- 
bank (Monatsbericht 5/1991). Die dort ausgewiesenen Summen weichen 
aus methodischen Gründen erheblich von den Ergebnissen der Einkom- 
mens- und Verbrauchstichprobe des Statistischen Bundesamtes ab, wel- 
che Zahlen über die Verteilung einzelner Vermögensformen in der Glie- 
derung nach Alter, sozialer Stellung und anderen Merkmalen liefert (Wirt- 
schaft und Statistik, Heft 11/1990, 4/1991 und 6/1991, sowie Heft 2 der 
Fachserie 15 des Statistischen Bundesamtes). Ursächlich dafür ist z. B., daß 
in dieser Statistik Bargeld, Sichteinlagen und das angesammelte Kapital 
bei Versicherungen und betrieblicher Altersversorgung (insgesamt gut 
ein Drittel des Geldvermögens) und die für Vermögensfragen bedeutsame 
Gruppe der Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkommen von 
25 000 DM und mehr nicht erfaßt sind. 
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Hinzu kommt, daß die Grundvermögen in der Einkommens- und Ver- 
brauchstichprobe nur mit dem Einheitswert erfaßt werden, der fünf- bis 
achtmal geringer sein dürfte als der tatsächliche Markt- bzw. Verkehrs- 
wert. 

Auch mit Daten aus der Einkommens- und Verbrauchstichprobe 1988 
könnte Ihre Frage nicht befriedigend beantwortet werden, da eine sach- 
gerechte Bewertung der Angaben die Besonderheiten der Erhebungsme- 
thode im einzelnen und vor allem auch die Ergebnisse anderer Statistiken, 
beispielsweise der Vermögensteuerstatistik, mit in die Betrachtung einbe- 
ziehen müßte. Ferner müßten die Verbindlichkeiten jeweils saldiert wer- 
den, um zu aussagefähigen Angaben über das Reinvermögen zu gelan- 
gen. 


21. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die den deut- 
schen Heimatvertriebenen in einem Zeitraum 
von ca. 30 Jahren ausbezahlte Lastenausgleichs- 
Hauptentschädigung, ohne die sich aus der Zeit- 
dauer der Antragsbearbeitung ergebenden Zin- 
sen, einen geringeren Betrag ausweisen, als die 
von der Bundesregierung innerhalb kürzester 
Zeit geleisteten Beiträge für den Golfkrieg? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Januar 1992 


Die Pressemeldungen treffen nicht zu. 

Die Beiträge der Bundesrepublik Deutschland zu den Kosten des Golfkrie- 
ges belaufen sich auf rd. 17,5 Mrd. DM. 

Die Gesamtausgaben nach den Lastenausgleichsgesetzen aus Mitteln des 
Ausgleichsfonds und aus Haushaltsmitteln betragen bislang mehr als 138 
Mrd. DM. 

Rentenleistungen und Darlehen waren in den vorgenannten Betrag einzu- 
beziehen, denn es handelt sich hierbei um Leistungen, die anstelle der 
Hauptentschädigung gewährt werden. Desgleichen waren die Zinslei- 
stungen zu berücksichtigen, denn die Zinsen, die bei Vertreibungsschä- 
den in der Regel ab Schadenseintritt und nicht ab Antragstellung gewährt 
werden, sind Teil der Hauptentschädigung. 


22. Abgeordneter 

Dr. Franz-Josef 

Mertens 

(Bottrop) 

(SPD) 


Wie sieht die in Drucksache 11/2673 S. 12 abge- 
druckte Aufstellung der Bundesregierung über 
den Zuwachs der kassenmäßigen Einnahmen 
nach heutigem Wissensstand aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 15. Januar 1992 

Die gewünschten Angaben für den Zeitraum bis 1992 ergeben sich aus der 
nachstehenden Tabelle. Durch die Vereinigung Deutschlands ist eine 
Vergleichbarkeit von Zuwächsen vor und nach der Vereinigung nicht 
mehr gegeben. 
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Zuwachs der kassenmäßigen Einnahmen 
gegenüber dem Aufkommen des Vorjahres 


Steuereinnahmen 

insgesamt 

Lohn- und veranlagte 
Einkommensteuer 


in Milliarden 

in 

v. H. 

in Milliarden 

in 

v. H. 


DM 




DM 



Bundesrepublik Deutschland 

nach dem 





Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990 





1982 

+ 8,4 

+ 

2,3 

+ 

4,5 

+ 

3,0 

1983 

+ 17,9 

+ 

4,7 

+ 

3,2 

+ 

2,0 

1984 

+ 18,1 

+ 

4,6 

+ 

5,6 

+ 

3,5 

1985 

+ 22,5 

+ 

5,4 

+ 

13,5 

+ 

8,3 

1986 

+ 15,2 

+ 

3,5 

+ 

5,9 

+ 

3,4 

1987 

+ 16,2 

+ 

3,6 

+ 

12,8 

+ 

7,0 

1988 

+ 19,4 

+ 

4,1 

+ 

5,8 

+ 

3,0 

1989 

+ 47,4 

+ 

9,7 

+ 

17,9 

+ 

8,9 

Bundesrepublik Deutschland 

nach dem 





Gebietsstanc 

i seit dem 3. Oktc 

ber 1990 





1990*) 

+ 31,5 . 

+ 

5,9 

_ 

1,0**) 

_ 

0,5 

1991 

+ 92,7 

+ 

16,3 

+ 

37,6 

+ 

17,3 

1992 

T 61,4 

+ 

9,3 

+ 

29,0 

+ 

11,4 


* ) Im Beitrittsgebiet nur zweites Halbj ahr . 

* * ), Veranlagte Einkommensteuer im Beitrittsgebiet kann nicht ausgewiesen wer- 
den, da in nicht bekannter Höhe in den globalen Steuerabführungen ent- 
halten. 


23. Abgeordneter 

Dr. Franz-Josef 

Mertens 

(Bottrop) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung bei den 
gesamtwirtschaftlichen Grundannahmen für die 
Steuerschätzung vom November 1991 mit einer 
konjunkturellen Erholung in den USA gerechnet 
hat, und geht sie immer noch davon aus, daß die 
jetzt noch zu erwartenden Auswirkungen dieser 
Wirtschaftsentwicklung auf das Wirtschafts- 
wachstum der Bundesrepublik Deutschland die 
von ihr geschätzten Steuereinnahmen für 1992 
immer noch rechtfertigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 15. Januar 1992 


Da aufgrund der wechselseitigen Abhängigkeiten in der Marktwirtschaft 
jede Änderung Folgeänderungen mit steuerlichen Wirkungen nach sich 
zieht, lassen sich die Wirkungen bestimmter Einzelfaktoren auf das Wirt- 
schaftswachtum und auf die Steuereinnahmen nicht isoliert darstellen. 
Daher beruht die Steuerschätzung stets auf geschlossenen gesamtwirt- 
schaftlichen Projektionen. 

Die Bundesregierung hat bei den gesamtwirtschaftlichen Grundannah- 
men für die Steuerschätzung vom November 1991 mit einer Belebung des 
Welthandels gerechnet und dabei u. a. eine konjunkturelle Erholung in 
den USA unterstellt. Ihre gegenwärtige Einschätzung wird sie im Jahres- 
wirtschaftsbericht 1992 Ende Januar darlegen. 
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Die nächste Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" findet tur- 
nusmäßig im Mai 1992 statt. Zeitnah davor wird die Bundesregierung eine 
geschlossene gesamtwirtschaftliche Projektion unter Berücksichtigung 
aller dann verfügbaren Informationen erstellen. 


24. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wie hoch waren die Steuerquote und die Abga- 
benquote im Jahre 1982, und wie hoch werden 
diese Quoten nach aktueller Einschätzung der 
Bundesregierung für 1991 und 1992 sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 15. Januar 1992 

Durch die deutsche Vereinigung sind finanzwirtschaftliche Kennzahlen 
wie die Steuer- und Abgabenquote vor und nach 1990 nur noch ein- 
geschränkt miteinander vergleichbar. In kassenmäßiger Abgrenzung 
belief sich die Steuerquote 1982 auf 23 r 81 v. H. und die Abgabenquote auf 
40,40 v. H. 

Nach dem Stand der Steuerschätzung vom November 1991 ergeben 
sich für die Steuerquoten 1991 und 1992 - durch die zeitlich begrenz- 
te Wirkung des Solidaritätszuschlags nach oben verzerrt - Werte von 
23,50 v. H. und 23,96 v. H. ; die Abgabenquoten für die beiden Jahre betra- 
gen 40,35 v. H. und 40,90 v. H, Ohne die Entlastungswirkung der Tarif- 
reform 1990 läge sowohl die Steuer- wie die Abgabenquote deutlich 
höher. 


25. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


26. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


27. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Welche Gesetze, die Steuerrechtsänderungen für 
die Jahre 1989 bis 1993 zum Gegenstand haben, 
sind in Kraft getreten bzw. vom Deutschen 
Bundestag beschlossen worden? 


Wie hoch sind die finanziellen Auswirkungen 
dieser Steuerrechtsänderungen für die Jahre 
1989 bis 1992 nach Entstehungsjahr - in den 
ersten 12 Monaten voller Wirksamkeit - insge- 
samt und für den Bund, und zwar aufgeteilt in 
Steuermehr- und Steuermindereinnahmen? 


Wie hoch sind die entsprechenden Zahlen, wenn 
man das Jahr "1993 nach dem Stand der Be- 
schlüsse des Deutschen Bundestages mit einbe- 
zieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 16. Januar 1992 

Die gewünschten Angaben bitte ich der nachfolgenden Übersicht zu ent- 
nehmen. 


14 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode Drucksache 1 2/1 959 


Bei den Steuermehreinnahmen im Zeitraum ab 1989 handelt es sich nicht 
nur um Steuererhöhungen. Mehr als ein Drittel der zusätzlichen Steuer- 
einnahmen entfällt auf den volkswirtschaftlich erwünschten Abbau von 
Steuersubventionen und steuerlichen Sonderregelungen. 

Die Einnahmeverbesserungen für den Bund waren notwendig, da der 
Bundeshaushalt die Hauptlast der zusätzlichen finanziellen Anforderun- 
gen im Zusammenhang mit der deutschen Einheit und den gewachsenen 
internationalen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland trägt. 

Mit dem Auslaufen des Solidaritätszuschlags zum 30. Juni 1992 fällt 
zudem ein Großteil der Mehreinnahmen des Bundes weg. 

Gesetze, die Steuerrechtsänderungen für die Jahre 1989 bis 1993 zum 
Gegenstand haben, und ihre finanziellen Auswirkungen 


Lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Finanzielle Auswirkungen 
nach Entstehungsjahren 1 ) 



insge- 

samt 

darunter 

Bund 

1 

Steuerreformgesetz 
vom 25. Juli 1988 

Steuermehreinnahmen 

4- 18 076 *) 

4- 7637 


Steuermindereinnahmen 

- 37 165 

- 15 983 

2 

Gesetz über Maßnahmen zur 
Entlastung der öffentlichen Haus- 
halte (Haushaltsbegleitgesetz 1989) 
vom 20. Dezember 1988 

Steuermehreinnahmen 

4- 1 760 

4- 1180 


Steuermindereinnahmen 

80 

32 

3 

Gesetz zur Änderung von Verbrauch- 
steuergesetzen (Verbrauchsteuer- 
änderungsgesetz 1988) 
vom 20. Dezember 1988 

Steuermehreinnahmen 

4- 7 965 

4- 7 965 

4 

Gesetz zur Änderung des Steuer- 
reformgesetzes 1990 sowie zur 
Förderung des Mietwohnungsbaus 
und von Arbeitsplätzen in Privat- 
haushalten vom 30. Juni 1989 

Steuermindereinnahmen 

- 4 970**) 

- 2 424 

5 

Gesetz zur Verbesserung und 
Vereinfachung der Vereinsbesteue- 
rung (Vereinsförderungsgesetz) 
vom 18. Dezember 1989 

Steuermindereinnahmen 

- 355 

150 

6 

Gesetz zur steuerliche Förderung 
des Wohnungsbaus und zur Ergän- 
zung des Steuerreformgesetzes 1990 
(Wohnungsbauförderungsgesetz) 
vom 22. Dezember 1989 

Steuermindereinnahmen 

625 

212 


* ) Enthält Einführung der kleinen KapErtrSt. 

* * ) Enthält Abschaffung der kleinen KapErtrSt. 
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Lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Finanzielle Auswirkungen 
nach Entstehungsjahren 1 ) 



insge- 

samt 

darunter 

Bund 

7 

Gesetz zur Verbesserung der 
steuerlichen Förderung schad- 
stoffarmer Personenkraftwagen 
vom 22. Dezember 1989 




Steuermindereinnahmen 

139 

- 

8 

Gesetz zur Verbesserung der Finanz- 
märkte (Finanzmarktförderungs- 
gesetz) vom 22. Februar 1990 




Steuermindereinnahmen 

- 1 205 

- 1 481 

9 

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 
vom 30. März 1990 




Steuermehreinnahmen 

Steuermindereinnahmen 

+ 90 

320 

+ 59 

274 

10 

Gesetz zu dem Vertrag vom 

18. Mai 1990 über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik 
vom 25. Juni 1990 




Steuermindereinnahmen 

700 

455 

11 

Gesetz zum Abbau von Hemmnissen 
bei Investitionen in der Deutschen 
Demokratischen Republik 
(DDR-Investitionsgesetz) 
vom 26. Juni 1990 




Steuermindereinnahmen 

705 

259 

12 

Gesetz zur Förderung von Kunst, 
Kultur und Stiftungen sowie zur 
Änderung steuerrechtlicher 
Vorschriften (Kultur- und 
Stiftungsförderungsgesetz) 
vom 13. Dezember 1990 




Steuermindereinnahmen 

179 

10 

13 

Gesetz zur Änderung des 

Gesetzes über Bausparkassen 
vom 13. Dezember 1990 




Steuermindereinnahmen 

50 

19 

14 

Gesetz zur steuerlichen Förde- 
rung besonders schadstoff- 
armer Pkw mit Dieselmotor 
vom 19. Dezember 1990 




Steuermindereinnahmen 

12 

- 
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Lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Finanzielle Auswirkungen 
nach Entstehungsjahren 1 ) 



insge- 

samt 

darunter 

Bund 

15 

Gesetz zur Förderung von 
Investitionen und Schaffung von 
Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet 
sowie zur Änderung steuerrecht- 
licher und anderer Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 1991) 2 ) 




Steuermehreinnahmen 3 ) 

Steuermindereinnahmen 

+ 10 575 

- 6 908 

4- 5 075 

- 2 776 

16 

Gesetz zur Einführung eines 
befristeten Solidaritätszuschlags 
und zur Änderung von Verbrauch- 
steuer- und anderen Gesetzen 
(Solidaritätsgesetz) 2 ) 




Steuermehreinnahmen 

+ 26 800 

+ 26 800 


darunter: 

bis 1992 befristeter 
Solidaritätszuschlag 4 ) 

+ 10 900 

+ 10 900 


nachrichtlich: 



17 

Steueränderungsgesetz 1992 
(Stand: Beschlüsse des 

Deutschen Bundestages 
vom 8. November 1991) 




Steuermehreinnahmen 

Steuermindereinnahmen 

+ 19 288 
- 12 154 

+ 10 713 

- 2 805 


!) In den ersten zwölf Monaten voller Wirksamkeit entstehende finanzielle Auswir- 
kungen. 

2 ) Die finanziellen Auswirkungen beziehen sich auf den neuen Gebietsstand. 

3 ) Die Steuermehreinnahmen durch den Abbau des BerlinFG treten erst nach 1994 
in vollem Umfang ein. 

4 ) Der Solidaritätszuschlag (10,9 Mrd. DM) wird nur für die Zeit vom 1. Juli 1991 bis 
30. Juni 1992 erhoben. 

Nicht einbezogen wurde die Kfz- Steuer-Entlastung für den Schwerlastverkehr 
(Mindereinnahmen: - 1056 Mio. DM), die inzwischen wieder aufgehoben wurde. 


28. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Joachim Präsidenten des Deutschen Industrie- und 

Poß Handelstages, Hans-Peter Stihl, daß „die Schein - 

(SPD) lösung bei der Mehrwertsteuerharmonisierung, 

bei der bis 1996 - wenn nicht sogar auf Dauer - 
die Grenzen nur vorgeblich beseitigt und die 
Kontrollen statt dessen von den Grenzen an die 
Betriebe verlagert werden, mit Mehraufwand 
und höheren Haftungsrisiken für die Unterneh- 
men" verbunden sei (vgl. Handelsblatt vom 31. 
Dezember 1991 „Harmonisierung muß Prinzip 
der , Einheit in Vielfalt' garantieren")? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 16. Januar 1992 


1. Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die vom Rat getrof- 
fene Entscheidung über die befristete umsatzsteuerliche Übergangsre- 
gelung die Grenzen nur „vorgeblich" beseitigt. Nach der Entscheidung 
des Rates vom 16. Dezember 1991 entfallen ab 1. Januar 1993 die steu- 
erlichen Grenzen im Bereich der Umsatzsteuer. Damit kann der private 
Verbraucher - ohne wertmäßige Beschränkung - Waren, die er in 
einem anderen Mitgliedstaat mit der dortigen Mehrwertsteuer erwor- 
ben hat, in sein Heimatland mitbringen. Im gewerblichen Handel in der 
Gemeinschaft gelangen die Waren ohne jede umsatzsteuerliche Kon- 
trolle an der Grenze in einen anderen Mitgliedstaat. Damit ist aus um- 
satzsteuerlicher Sicht der freie Warenverkehr in der EG, wie er in Arti- 
kel 8 a EWG -Vertrag definiert ist, gewährleistet. 

Die Bundesregierung hat sich bei den Beratungen im Rat - zusammen 
mit der EG-Kommission - von Anfang an dafür eingesetzt, daß das Ziel 
der Umsatzsteuerharmonisierung, innergemeinschaftliche Umsätze in 
gleicher Weise wie Inlandsumsätze zu besteuern (Ursprungslandprin- 
zip), bereits ab 1. Januar 1993 erreicht wird. Das war aber jetzt noch 
nicht erreichbar, weil die Mehrheit der Mitgliedstaaten sich nicht auf 
einen Ausgleichsmechanismus einigen konnte, nach dem die Steuer- 
einnahmen auch weiterhin dem Bestimmungsland zufließen. 

Die Bundesregierung hat deshalb einer bis 1996 befristeten Über- 
gangsregelung zugestimmt, nach der eine Besteuerung im gewerb- 
lichen Bereich weiterhin erst im Bestimmungsland erfolgt. Diese 
Befristung bedeutet einen eindeutigen Erfolg in Richtung auf ein 
Ursprungslandprinzip. Außerdem gilt das Ursprungslandprinzip von 
Anfang an beim privaten Reiseverkehr und - innerhalb gewisser Wert- 
grenzen - auch für den Versandhandel. 


2. Bei der Übergangsregelung werden die Unternehmer insbesondere 
durch die zum Zwecke der Kontrolle der Besteuerung im Bestimmungs- 
land abzugebende vierteljährliche Meldung ihrer innergemeinschaft- 
lichen Lieferungen ab 1993 mit Verwaltungsaufwand belastet. Ande- 
rerseits entfällt für die Unternehmer aber der mit den bisherigen Grenz- 
kontrollen verbundene Aufwand. 

Der Einwand des „Haftungsrisikos" wird von der Bundesregierung 
sehr ernst genommen. Denn nach dem Übergangssystem kann ein Un- 
ternehmer eine Umsatzsteuerbefreiung für eine Lieferung in ein ande- 
res EG-Land nur in Anspruch nehmen, wenn die Ware tatsächlich dort- 
hin gelangt und der ausländische Abnehmer diesen Erwerb im Bestim- 
mungsland besteuern muß. Die Bundesregierung hat deshalb eine 
Regelung angestrebt und auch erreicht, wonach die Mitgliedstaaten 
festlegen können, inwieweit die Gewährung der Steuerbefreiung von 
der Gutgläubigkeit des Unternehmers abhängt. Darüber hinaus haben 
Rat und EG-Kommission auf deutsche Initiative in einer Protokollerklä- 
rung zur befristeten Übergangsregelung bekräftigt, daß die Steuerbe- 
freiung nicht wegen falscher Angaben des Abnehmers verweigert wer- 
den kann, soweit der Unternehmer seinen Verpflichtungen nachge- 
kommen ist. Die Bundesregierung wird unter Berücksichtigung dieser 
Erklärungen bei der Umsetzung der Übergangsregelung in nationales 
Recht eine Lösung vorschlagen, die den Interessen der Unternehmer 
durch Schaffung eines „Vertrauenstatbestandes" in angemessener 
Weise gerecht wird. 
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Andererseits kann der Wegfall der umsatzsteuerlichen Kontrollen an 
den innergemeinschaftlichen Grenzen nicht bedeuten, daß damit ab 
1993 auch die Überprüfung der zutreffenden Umsatz steuerlichen 
Behandlung grenzüberschreitender Warenbewegungen durch die 
Unternehmer entfällt. Ebenso wie bei inländischen Umsätzen ist dies 
schon aus Gründen der Sicherung des Steueraufkommens erforderlich. 
Allerdings werden diese Prüfungen ab 1993 nicht mehr durch Grenz- 
beamte an den Binnengrenzen sondern im Rahmen des Besteuerungs- 
verfahrens durchgeführt. 


29. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Welche Nutzung oder sonstige Verwendung 
plant die Bundesregierung hinsichtlich der bis 
1995 von den amerikanischen Streitkräften frei- 
gegebenen Flächen des „Supply area" und von 
Teilen der „Sheridan Barracks" sowie von Teilen 
der ebenfalls bis 1995 von der Bundeswehr ge- 
räumten General- von-Dellmensingen Kaserne in 
Garmisch-Partenkirchen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 10. Januar 1992 


Die amerikanischen Streitkräfte haben angekündigt, Teilbereiche der 
„Sheridan Barracks" voraussichtlich im Jahre 1992 und die „Supply area" 
voraus sichtlich im Jahre 1993 an den Bund zurückzugeben. Das Bundes- 
ministerium der Verteidigung hat die Freigabe von Teilbereichen der 
General-von-Dellmensingen Kaserne für das Jahr 1995 in Aussicht ge- 
stellt. 

Das Verfahren bei der Verwertung freiwerdender bundeseigener Liegen- 
schaften stellt sich allgemein wie folgt dar: 

Für die im Zusammenhang mit der Truppenreduzierung im Bundesgebiet 
freizugebenden und dem Allgemeinen Grundvermögen zuzuführenden 
ehemaligen militärischen Liegenschaften der amerikanischen Streitkräfte 
und der Bundeswehr sind zunächst Eigentumsrechte bzw. Rückerwerbs- 
ansprüche Dritter und ein sonstiger Liegenschaftsbedarf des Bundes zu 
prüfen und ggf. zu berücksichtigen. 

Für entbehrliche Liegenschaften strebt der Bund unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten in erster Linie einen Verkauf an. Welche konkreten Ver- 
wendungsmöglichkeiten im Einzelfall gegeben sind, hängt von Art und 
Zustand der auf den Grundstücken vorhandenen Baulichkeiten und vor 
allem von der Bauleitplanung der Belegenheitsgemeinde ab, auf die der 
Bund keinen Einfluß hat. 


30. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Veräußerung 
dieser drei Grundstücke „Supply area", „Sheri- 
dan Barracks" und Teilen der bis 1995 von der 
Bundeswehr geräumten General-von-Dellmen- 
singen Kaserne an die Marktgemeinde Gar- 
misch-Partenkirchen oder einen von ihr zu grün- 
denden Zweckverband zu einem angemessenen 
Preis zu veräußern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 10. Januar 1992 


Die zur Veräußerung vorgesehenen Liegenschaften werden - sofern der 
Freistaat Bayern keinen vorrangigen Bedarf zur Durchführung ihm unmit- 
telbar obliegender Aufgaben geltend macht - vor Verhandlungen mit 
Dritten der Belegenheitsgemeinde bekanntgegeben, damit diese prüfen 
kann, ob sie die Liegenschaft selbst erwerben will oder Gemeindeinteres- 
sen gegeben sind, die eine Veräußerung an einen bestimmten Dritten 
sachdienlich erscheinen lassen. 

Die zur Veräußerung vorgesehenen Liegenschaften dürfen grundsätzlich 
nur zum Verkehrswert abgegeben werden. Nach dem Haushaltsplan be- 
steht jedoch die Möglichkeit, bei bestimmter Verwendung der Liegen- 
schaften (z. B. für den sozialen Wohnungsbau), erhebliche Preisnachlässe 
einzuräumen. 


31. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung gemäß der Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages auf Druck- 
sache 11/8046, Nr. 1, im Zusammenhang mit der 
jetzt vorgestellten Forschungsarbeit von Herrn 
Prof. Hans Momsen „Das Volkswagenwerk in der 
NS-Zeit" Gespräche mit dem Volkswagenwerk 
und auch anderen Unternehmen aufnehmen, ob 
diese bereit sind, sich finanziell an einer Stiftung 
zur Entschädigung von während der NS-Zeit be- 
schäftigten Zwangsarbeiterinnen und Zwangsar- 
beiter zu beteiligen, falls nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 9. Januar 1992 


In dem deutsch-polnischen Notenwechsel vom 16. Oktober 1991, in dem 
sich die Bundesregierung bereit erklärt hat, einer in Polen zu gründenden 
„Stiftung deutsch-polnische Aussöhnung" einen einmaligen Beitrag von 
500 Mio. DM zur Entschädigung von besonders geschädigten Opfern 
national-sozialistischer Verfolgung zu leisten, ist vorgesehen, daß der Stif- 
tung auch Mittel von dritter Seite zugewendet werden können. Beide Re- 
gierungen haben erklärt, sie würden solche Zuwendungen begrüßen. 
Rechtliche Möglichkeiten, Unternehmen, die während des Zweiten Welt- 
krieges Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter beschäftigt haben, zu 
Entschädigungsleistungen zu veranlassen, sieht die Bundesregierung 
nicht. 


32. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


In welcher Form beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, Mittel für eine Stiftung für die polnischen 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter zur 
Verfügung zu stellen und bisher nicht entschä- 
digte deutsche Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter zu entschädigen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 9. Januar 1992 


Nachdem die Gründung der „Stiftung deutsch-polnischer Aussöhnung" 
eingeleitet und ein Konto der Stiftung eingerichtet worden ist, hat die Bun- 
desregierung gemäß den im Notenwechsel vom 16. Oktober 1991 getrof- 
fenen Vereinbarungen die erste Rate von 250 Mio. DM noch im Haushalts- 
jahr 1991 überwiesen. Sie wird die weiteren Raten von 150 und 100 Mio. 
DM vereinbarungsgemäß in diesem und im kommenden Jahr überweisen. 

Für über die Regelungen im Bundesentschädigungsgesetz, im Allgemei- 
nen Kriegsfolgengesetz und den dazu ergangenen Härterichtlinien sowie 
die in den alten und den neuen Bundesländern geltenden sozialversiche- 
rungsrechtlichen Regelungen hinausgehende Entschädigungsleistungen 
an deutsche Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter ist eine Rechts- 
grundlage nicht gegeben. 

Anträge auf Errichtung einer Stiftung „Entschädigung für Zwangsarbeit" 
sowie zur Errichtung einer Stiftung „Entschädigung für NS-Zwangsarbei- 
ter" hat der Deutsche Bundestag am 31. Oktober 1990 abgelehnt. 


33. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Trifft es zu, daß nach einem Urteil des Bundes- 
finanzhofs vom 26. Juli 1991 der in den amtlichen 
AfA-Tabellen ausgewiesene Abschreibungssatz 
für betriebliche Personenwagen von 25 v. H. 
überhöht ist, und welche Steuermehreinnahmen 
würden nach Schätzung der Bundesregierung 
entstehen, wenn auch im betrieblichen Bereich 
wie bei Arbeitnehmern (vgl. Abschnitt 38 Abs. 1 
Lohnsteuerrichtlinien) grundsätzlich eine Nut- 
zungsdauer bei Personenkraftwagen von 8 Jah- 
ren und dementsprechend ein Abschreibungs- 
satz von 12,5 v. H. zugrunde gelegt würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 14. Januar 1992 


Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich in zwei zu den Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit ergangenen Urteilen vom 26. Juli 1991 mit der Nut- 
zungsdauer von Personenkraft- und Kombiwagen (Pkw) auseinanderge- 
setzt. In dem Urteil VI R 82/89 gelangt der BFH unter Abkehr von einer frü- 
heren Entscheidung (BFH-Urteil vom 7. Februar 1975 -VI R 133/72 - BStBl 
1975 II S. 478) unter Berufung auf verschiedene Erhebungen zu der Auf- 
fassung, daß sich infolge der technischen Entwicklung die Nutzungsdauer 
der Pkw verlängert habe und deshalb der Ansatz einer vierjährigen Nut- 
zungsdauer im Regelfall bei allen Einkunftsarten zu einer unzutreffenden 
Besteuerung führe. Er habe deshalb keine Bedenken, wenn grundsätzlich 
von einer Nutzungsdauer von acht Jahren ausgegangen werde. Wenn der 
Steuerpflichtige eine Nutzungsdauer von weniger als acht Jahren geltend 
mache, habe er dies entsprechend seinem Pkw-Typ und seiner durch- 
schnittlichen Jahresfahrleistung nachzuweisen. 

Dieses Urteil geht in seiner Bedeutung über den Bereich der Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit hinaus. Es betrifft alle Einkunftsarten. 
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Das Urteil kann aber nicht so verstanden werden, daß für Pkw nur noch der 
Ansatz einer Nutzungsdauer von acht Jahren zulässig wäre. Hierzu wird 
in dem Urteil ausgeführt, daß die „betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
bzw. die Gesamtnutzungsdauer des Wirtschaftsgutes nach den Gegeben- 
heiten des konkreten Betriebs bzw. nach den tatsächlichen Verhältnissen 
beim einzelnen Steuerpflichtigen .... unter Abwägung aller Umstände des 
Einzelfalls zu schätzen ist; dabei hat sich die Schätzung in der Regel an 
Erfahrungen zu orientieren, die mit Wirtschaftsgütern gleicher oder ähn- 
licher Art gemacht worden sind ... " . 

Wesentlich sind hierfür die durchschnittliche Jahresfahrleistung und der 
Pkw-Typ. Weiterhin ist nicht ausgeschlossen, noch andere die Nutzungs- 
dauer beeinflussende Umstände in die Schätzung einzubeziehen. Es 
bleibt mithin jedem Steuerpflichtigen unbenommen, eine andere als eine 
achtjährige Nutzungsdauer nachzuweisen. Dies dürfte insbesondere für 
den gewerblichen Bereich gelten. 

Der Umfang möglicher Steuermehreinnahmen bei Verlängerung der Nut- 
zungsdauer für betriebliche genutzte Pkw läßt sich ohne Festlegungen zur 
konkreten Ausgestaltung und Erhebung zusätzlicher Daten derzeit nicht 
beziffern. Es ist zum Beispiel nicht abzusehen, wie viele Steuerpflichtige 
eine geringere Nutzungsdauer als acht Jahre nachweisen und damit wei- 
terhin einen höheren Abschreibungssatz in Anspruch nehmen können. 
Daneben ist zu berücksichtigen, daß eine längere Nutzungsdauer für 
betriebliche Personenkraftwagen niedrigere Veräußerungsgewinne zur 
Folge hat und deshalb insoweit Steuermindereinnahmen gegenzurech- 
nen wären. 

Welche Folgerungen im einzelnen aus dem Urteil vom 26. Juli 1991 zu zie- 
hen sind, muß noch mit den für die Durchführung des Einkommensteuer- 
gesetzes zuständigen Ländern erörtert werden. 


34. Abgeordnete Wie viele Millionen DM von den von der Bundes- 

Lydia regierung im Jahr 1991 genehmigten Investi- 

Westrich tionshilfen nach dem Strukturhilfe gesetz sind 

(SPD) abgeflossen, und wie viele Millionen DM an ge- 

nehmigten Projekten, die 1992 weiterlaufen, sind 
vom Bund anfinanziert worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 15. Januar 1992 


Eine kassenmäßige Zuordnung der von den Ländern für genehmigte 
Strukturhilfevorhaben abgerufenen Finanzhilfemittel nach Förderjahren 
ist nicht möglich. Insgesamt hat der Bund den Ländern 7,04 Mrd. DM für 
die Jahre 1989 bis 1991 für genehmigte Projekte zur Verfügung gestellt. 
Davon sindbis zum 31. Dezember 1991 insgesamt 4,9 Mrd. DM abgeflos- 
sen. Nicht ab gerufene Mittel stehen den am Strukturhilfe verfahren betei- 
ligten alten Bundesländern weiterhin zur Verfügung. 

Für 1989 bis 1991 sind von den beteiligten Ländern insgesamt über das 
Jahr 1991 hinausreichende Strukturhüfevorhaben in einer Höhe von 
8,95 Mrd. DM (Gesamtmittel von Bund, Ländern und Gemeinden) ange- 
meldet worden. Hiervon hat der Bund 3,88 Mrd. DM als förderfähig aner- 
kannt. Mit der Anerkennung der Förderfähigkeit dieser Vorhaben hat der 
Bund keine über das Jahr 1991 hinausgehende Finanzierungszusage ab- 
gegeben. 
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Welche Projekte in welcher finanziellen Größenordnung damit auch tat- 
sächlich anfinanziert wurden, ist derzeit nicht zu sagen, da die Durchfüh- 
rung der vom Bund genehmigten Maßnahmen in alleiniger Verantwor- 
tung der Länder liegt. Nähere Angaben für die Förderjahre bis einschließ- 
lich 1991 wären erst nach Abschluß der Berichtsverfahren möglich, in de- 
nen die Länder dem Bund die bei den einzelnen Projekten geleisteten Ist- 
Ausgaben mitteilen. 


35. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung das Volu- 
men von Gütern, die in einem Jahr über die Gren- 
zen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und anderen EG-Mitgliedstaaten im privaten 
Reiseverkehr verbracht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 14* Januar 1992 

Die im privaten Reiseverkehr in die Bundesrepublik Deutschland ver- 
brachten Waren werden nicht erfaßt. Ihr Wert läßt sich auch nicht mit der 
für eine verläßliche Aussage hinreichenden Genauigkeit schätzen. 

Insbesondere im Reiseverkehr über die Binnengrenzen in der Gemein- 
schaft finden nur noch vereinzelt stichprobenweise Kontrollen statt, bei 
denen lediglich geprüft wird, ob die Reisenden Waren mit sich führen, 
die die zulässigen Freimengen bzw. Freigrenzen überschreiten (z. Z. 
1 235 DM). 

Auch eine Schätzung anhand des grenzüberschreitenden Fahrzeugver- 
kehrs würde keine hinreichend zuverlässigen Zahlen ergeben, , weil die 
Zahl der Fahrzeuge weder Aufschluß über die Zahl der Reisenden noch 
den Wert der mitgeführten Waren zuläßt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


36. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Nach welchen Kriterien läßt sich bemessen, ob 
die wirtschaftlichen Aktivitäten in den neuen 
Ländern als ein selbsttragender Aufschwung zu 
werten sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 15. Januar 1992 


Unter einem sich selbsttragenden Aufschwung versteht die Bundesregie- 
rung eine gesamtwirtschaftliche Aufwärtsentwicklung, die von den eige- 
nen Wachstumskräften der Wirtschaft vorangetrieben wird. Kriterium für 
einen sich selbsttragenden Wachstumsprozeß ist es also, daß steigende 
Einkommen durch steigende Produktion bei Produktivitätsfortschritt er- 
wirtschaftet werden. Anders als im Falle eines künstlich durch staatliche 
Nachfragestimulierung erzeugten kurzfristigen Wachstumsimpuls, der 
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einen selbsttragenden Aufschwung nur einleiten kann, bietet ein selbst- 
tragender Wachstumsprozeß die Chance, für einen längeren Zeitraum 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten und steigende Realeinkommen zu 
erzielen. 

Die wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute haben in ihrem 
Herbstgutachten darauf verwiesen, daß die Triebkräfte für einen kräfti- 
gen, sich selbsttragenden Wachstumsprozeß in den neuen Bundesländern 
noch fehlen, da es zum großen Teil staatliche Anstöße sind, die produk- 
tionswirksam sind. Auch für dieses Jahr sind wiederum Transferleistun- 
gen in die neuen Bundesländer in erheblichem Umfang vorgesehen, so 
daß hier nach hergebrachten Kriterien von einem selbsttragenden Auf- 
schwung noch nicht die Rede sein kann. 

In den neuen Bundesländern ist überdies zu berücksichtigen, daß es sich 
bei der in diesem Jahr erwarteten Aufwärtsentwicklung nicht um eine 
konjunkturelle Expansion im herkömmlichen Sinn handelt. In Ost- 
deutschland geht es vielmehr um die grundlegende Umstrukturierung 
und Modernisierung einer gesamten Volkswirtschaft. Mit einem breiten 
Strom von privaten und öffentlichen Investitionen muß deshalb der Wirt- 
schaft der neuen Bundesländer erst ein neues, tragfähiges Fundament 
gegeben werden. 

Viele Indikatoren (Inanspruchnahme von Förderprogrammen, Investiti- 
tonspläne der Unternehmen, Exist enzgründung, Privatisierungserfolge 
der Treuhandanstalt) deuten darauf hin, daß wirtschaftliche Strukturen 
sich auf breiter Front neu entwickeln und die Grundlage für einen sich 
selbsttragenden Aufschwung entsteht. Damit besteht die Chance, daß die 
in Gang gekommene Aufwärtsentwicklung dauerhaft in einen sich selbst- 
tragenden Wachstumsprozeß einmündet. 

„Die Wende zum Besseren hin sollte in den neuen Bundesländern nun 
geschafft sein", so beurteilt auch der Sachverständigenrat in seinem jüng- 
sten Jahresgutachten die Lage. 

Die gegenwärtig feststellbare Aufwärtstendenz ist aber nicht frei von Risi- 
ken. Vor allem die Tendenz der forcierten von der Produktionsentwick- 
lung abgekoppelten Einkommensangleichung in den neuen Ländern 
birgt die Gefahr, daß sich die Schere zwischen den selbst erwirtschafteten 
Einkommen und den Gesamteinkommen noch weiter öffnet und damit der 
Transferbedarf in Zukunft eher noch weiter steigt. Außerdem wird durch 
den starken Lohnstückkostenanstieg die Beschäftigung beeinträchtigt. 


37. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kübler 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ameri- 
kanische Firma Conventional Munitions Systems, 
die zu 100% MBB gehört, von der kuwaitischen 
Regierung beauftragt worden ist, auf über 3 000 
Qudratkilometem Minen, Blindgänger und zer- 
störte militärische Fahrzeuge wegzuräumen, und 
sind der Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang die Äußerungen von Conventional Muni- 
tions Systems in der amerikanischen Öffentlich- 
keit, sie sei „eine amerikanische Firma, betrieben 
von Amerikanern, auf die amerikanische Art", 
daß „sämtliche Profite von CMS in Amerika rein- 
vestiert werden", und daß „MBB dies durch 
Bereitstellung von Technologie und Kapital 
unterstützt", bekannt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 13. Januar 1992 

Der Bundesregierung sind Pressemeldungen bekannt, wonach die Firma 
Conventional Munitions Systems Inc. (CMS) von der kuwaitischen Regie- 
rung beauftragt worden ist, auf über 3 000 Quadratkilometern im Süden 
von Kuwait Minen, Blindgänger und zerstörte militärische Fahrzeuge 
wegzuräumen. Diese Pressemeldungen enthalten auch eine Selbst- 
charakterisierung der Firma CMS als amerikanisches Unternehmen. 


38. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß sich ein Unternehmen in der amerikanischen 
Öffentlichkeit rechtfertigen muß, nicht deutsch 
zu sein, wenn es sich um Aufträge für Aufräum- 
arbeiten nach dem Golfkrieg bewerben will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 13. Januar 1992 

Es ist richtig, daß insbesondere in der ersten Wiederaufbauphase nach 
Beendigung des Golfkrieges Öffentliche Aufträge von der kuwaitischen 
Regierung fast ausschließlich an Firmen aus Ländern der Golfkoalition 
erteilt wurden. Offensichtlich hat diese Tatsache die Firma CMS bewogen, 
in Presseverlautbarungen in den USA zu unterstreichen, daß es sich in 
ihrem Fall um ein amerikanisches Unternehmen handelt. 


39. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung 
seit Beendigung der Kampfhandlungen am Golf 
unternommen, die Wirtschaftsbeziehungen zu 
Kuwait zu normalisieren, um im Rahmen eines 
fairen Wettbewerbs auch deutschen Unterneh- 
men zu solchen kuwaitischen Aufträgen zu ver- 
helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 13. Januar 1992 

Unmittelbar nach Beendigung des Golfkrieges hat die Bundesregierung 
durch direkte Kontakte — so anläßlich des Besuchs des Bundesministers für 
Wirtschaft, Jürgen W. Möllemann, — der kuwaitischen Regierung deutlich 
gemacht, daß sie auf die Fortsetzung der guten deutsch -kuwaitischen 
Zusammenarbeit und ihren weiteren Ausbau vertraut. In den Gesprächen 
hat sich gezeigt, daß sowohl auf seiten Kuwaits wie auf der Seite der 
Bundesrepublik Deutschland der feste Wille zur weiteren Vertiefung der 
wirtschaftlichen Kooperation besteht. 


40. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Welche deutschen Firmen haben seither Auf- 
träge aus Kuwait erhalten, und welchen Umfang 
hatten diese Aufträge im einzelnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 13. Januar 1992 

Die Bundesregierung hat keine offiziellen Kenntnisse, welche Aufträge an 
welche deutschen Firmen von der kuwaitischen Regierung erteilt worden 
sind. Es ist aus verschiedenen Quellen jedoch bekanntgeworden, daß eine 
Reihe von deutschen Unternehmen seit dem Ende des Golfkrieges Auf- 
träge von teilweise beträchtlichem Umfang aus Kuwait erhalten hat. 


41. Abgeordneter 

Heinrich 

Lummer 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen besitzt die Bundesregie- 
rung über Öllieferungen an Jugoslawien (Ser- 
bien), die über Griechenland erfolgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 14. Januar 1992 

Die Bundesregierung hat keine Informationen über Öllieferungen an Ju- 
goslawien (Serbien), die über Griechenland erfolgen. 


42. Abgeordneter 

Heinrich 

Lummer 

(CDU/CSU) 


Hat es erfolgreiche Schritte der EG oder der Ver- 
einten Nationen gegeben, diese Öllieferungen zu 
unterbinden, oder wird sich die Bundesregierung 
dafür einsetzen, daß entsprechende Schritte ein- 
geleitet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 14. Januar 1992 

Die EG- Außenminister haben in der Ratstagung am 8. November 1991 in 
Rom beschlossen, dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Verhän- 
gung eines Ölembargos gegenüber Jugoslawien vorzuschlagen. Dem 
Vorschlag“ wurde bisher nicht entsprochen. 

Das Bundeskabinett hat sich am 16. Oktober 1991 mit der Frage eines 
nationalen Ölembargos befaßt und ist zu dem Ergebnis gekommen, daß 
ein deutscher Alleingang wirkungslos bleiben muß. 


43. Abgeordneter 

Jan 

Oostergetelo 

(SPD) 


In welchem Umfang liefert die Bundesrepublik 
Deutschland Rüstungsgüter nach Indonesien und 
wie steht sie zu der Tatsache, daß ein Teil der 
gelieferten Waffen von Indonesien zur Besetzung 
und Unterdrückung Osttimors verwendet wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 13. Januar 1992 

Indonesien ist ein ASEAN-Staat. ASEAN-Staaten werden nach einer poli- 
tischen Grundsatzentscheidung ähnlich wie NATO-gleichgestellte Staa- 
ten behandelt. 
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Der Wert der erteilten Genehmigungen für den Export von Gütern nach 
Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Waffen, Munition und Rüstungsmate- 
rial) beüef sich im Jahre 1989 auf 54,7 Mio. DM, im Jahre 1990 auf 
105,9 Mio. DM; für 1991 lautet der entsprechende Genehmigungswert 
127,5 Mio. DM. Die Genehmigungen betrafen schwerpunktmäßig Schiffe, 
Schiffsbewaffnung sowie Schiffs- und Flugzeugelektronik, also Waren, 
die üblicherweise nicht in internen Auseinandersetzungen verwandt wer- 
den. 

Bei einer Bewertung der vorgenannten Zahlen ist zu berücksichtigen, daß 
wegen Nichtausnutzung von Genehmigungen die tatsächlichen Ausfuh- 
ren erfahrungsgemäß unter den Genehmigungswerten liegen. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß deutsche Rüstungsgüter in 
den internen Auseinandersetzungen in Osttimor eingesetzt werden. 


44. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Welche Auswirkungen wird das Assozüerungs- 
abkommen der EG mit der CSFR, Ungarn etc. 
(sog. Europaverträge) auf die konsumnahe Wirt- 
schaft z. B. im bayerischen Grenzland haben, und 
wie werden sich z. B. die Kontingente und die 
Zölle infolge dieses Abkommens ändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 13. Januar 1992 

Die Marktöffnung aufgrund der am 16. Dezember 1991 in Brüssel Unter- 
zeichneten Europa- Abkommen wird zwischen der EG und Ungarn sowie 
Polen und der CSFR zu einer Intensivierung des Handelsaustausches auch 
in der konsumnahen Wirtschaft führen. Auf seiten der drei Assozüerungs- 
partner setzt das jedoch neben einer Anpassung der Qualität an die west- 
lichen Konsumentenwünsche eine Erhöhung der Produktivität in den mei- 
sten Industriezweigen voraus, damit die Produkte preislich wettbewerbs- 
fähig werden. Aufgrund der Grenzlage Bayerns werden voraussichtlich 
die Exporte von Produkten mit hohem Transportkostenanteil besonders in 
die Grenzregion zunehmen. Die Abkommen sehen Schutzmaßnahmen 
vor, falls es zu Marktstörungen oder Dumpingpraktiken kommen sollte. 
Im Bereich Textil/Bekleidung ergeben sich zwar erleichterte Einfuhr- 
möglichkeiten; für die deutsche Industrie verbessern sich aber auch die 
Kooperationschancen (z. B. im passiven Veredelungsverkehr). 

Die Europa- Ab kommen der EG mit Ungarn, Polen und der CSFR sehen 
auf seiten der EG einen Abbau der mengenmäßigen Beschränkungen und 
der Zölle innerhalb von sechs Jahren nach Inkrafttreten der Abkommen 
vor. 

Kontingente (mengenmäßige Beschränkungen) bestehen noch bei Texti- 
lien und - in Spanien und Deutschland - bei Kohle. Die mengenmäßigen 
Beschränkungen bei Textilien sind in der Hälfte der für die Uruguay- 
Runde vorgesehenen Zeit - das sind nach dem derzeitigen Verhandlungs- 
stand sechs Jahre - jedoch nicht vor dem 1. Januar 1998 aufzuheben. Die 
Exportselbstbeschränkungsabkommen der EG bei Stahl sind am 31. De- 
zember 1991 ausgelaufen und werden nicht verlängert. 

Der Zollabbau im gewerblichen Bereich erfolgt je nach Sensibilität der 
Produkte: Für die meisten Produkte mit Inkrafttreten der Abkommen; für 
industrielle Grunderzeugnisse, die im wesentlichen den von der Präfe- 
renzgewährung der EG für Entwicklungsländer ausgenommenen Grund- 
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erzeugnissen entsprechen, zwischen zwei bis fünf Jahren und für die 
gewerblichen Produkte, die im Prinzip mit den Erzeugnissen des Allge- 
meinen Zollpräferenzsystems für gewerbliche Produkte zugunsten der 
Entwicklungsländer identisch sind, ebenfalls innerhalb von fünf Jahren. 
Bis zu diesem Zeitpunkt müssen auch die Zollplafonds und Zollkontin- 
gente aufgehoben werden. Im Konsumgüterbereich sind hiervon folgende 
Bereiche betroffen: Lederkleidung, Schuhe, Geschirr, Täschnerwaren. 
Die Zöllebei EGKS-Produkten und Textilien sind innerhalb von sechs Jah- 
ren zu beseitigen. 

In Vorwegnahme der Handelsvorteile aus den Assoziierungs ab kommen 
werden Polen und Ungarn bereits seit dem 1. Januar 1990 und die CSFR 
seit dem 1. Januar 1991 in das autonome EG -Zollpräferenzsystem einbe- 
zogen, die mengenmäßigen Beschränkungen im gewerblichen Bereich 
(ausgenommen Textil- und Bekleidungswaren) wurden aufgehoben bzw. 
ausgesetzt. 


45. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wie wirkt sich das Währungsgefälle zwischen der 
CSFR und der Bundesrepublik Deutschland auf 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen im 
ostbayerische'n Grenzland aus, und wie verstär- 
ken die Importerleichterungen infolge der Asso- 
ziierungsabkommen mit der EG die währungsge- 
fällebedingten Wettbewerbsvorteile? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 13. Januar 1992 

Im Zuge der Umstellung von der Plan- zur Marktwirtschaft ist es in Polen, 
Ungarn und der CSFR zu Währungsabwertungen gekommen. Da die mei- 
sten Produkte aus diesen Ländern in der Regel noch nicht westlichem 
Qualitätsstandard entsprechen und preislich wegen der geringeren Pro- 
duktivität der Wirtschaft dieser Länder bisher kaum wettbewerbsfähig 
sind, werden die Abwertungen kurzfristig - auch im Grenzgebiet Ost- 
bay ern/CS FR - begrenzte Auswirkungen haben. Die Zollsenkungen ver- 
stärken tendenziell die Wettbewerbschancen der betreffenden Produkte. 
Allerdings ist zu berücksichtigen, daß der Zollschutz der EG schon bisher 
nicht sehr hoch lag. Entscheidend für die Wettbewerbsfähigkeit einer 
Region sind eine Vielzahl ökonomischer Faktoren, z. B. Lohnhöhe, Kapi- 
talkosten, Qualifikation der Arbeitskräfte, Produktivität, Infrastruktur, 
spezifische Kostenelemente auch des jeweiligen Produkts (z. B. Vorlei- 
stungen, Transportkosten) und - soweit Exporte erfolgen - zusätzlich die 
Wechselkurse. Soweit Wechselkurse eine Rolle spielen, sind in der Regel 
die Wechselkurse mehrerer Länder zu berücksichtigen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


46. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


In welcher Höhe und für welche Projekte sind im 
Zusammenhang mit der Förderung nachwach- 
sender Kraftstoffe Mittel aus dem Bundeshaus- 
halt 1991 und aus dem Bundeshaushalt 1992 
jeweils bereitgestellt worden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Georg Gallus 
vom 16. Januar 1992 


Die Projekte und Mittel im Bereich nachwachsende Kraftstoffe die aus 
dem Bundeshaushalt 1991 und 1992 gefördert werden, sind der nachfol- 
genden Aufstellung zu entnehmen. 


I. Einzelplan 10 - Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

1. Kapitel 1002, Titel 526 68 

Forschungsprogramm Produktions- und Verwendungsalternativen für 
die Land- und Forstwirtschaft 


Projekt- 

nummer 

Thema 

Bereitgestellte Mittel 
1991 1992 

in 1000 DM 

88 NR 004 

Abpressen von Öl, technische 
und logistische Verfahrens- 
optimierung 

87 

127 

90 NR 001 

Rapsöl und Rapsölderivate als 
Energieträger (Kraftstoff und 
Brennstoff) Schmieröl und 

Hy dr aulikf lü s sigkeit 
— technische und logistische 
Aspekte, Umweltwirkungen 
sowie Verwertung und Ent- 
sorgung von Reststoffen und 
gebrauchten Produkten 

97 

keine 

90 NR 025 

Die Stellung der Biomasse im 
Vergleich zu anderen erneuer- 
baren Energieträgern aus 
ökologischer, ökonomischer 
und technischer Sicht 

51 

102 


2. Kapitel 1002, Titel 89261 

Zuschüsse für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im Agrar- 
bereich für Umweltschutz 


Projekt- 

nummer 

Thema 

Bereitgestellte Mittel 
1991 1992 

in 1000 DM 

81 UM 023 

Wissenschaftliche Begleit- 
untersuchungen zu dem Pro- 
jekt Weiterentwicklung und 
Optimierung einer umwelt- 
freundlichen und energie- 
sparenden Ethanolproduktion 
aus nachwachsenden ein- 
heimischen Rohstoffen 

265 keine 
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3. Kapitel 1002, Titel 68508 

Zuschüsse zur Förderung von Modellvorhaben „Nachwachsende Roh- 
stoffe " 



Bereitgestellte Mittel 

Thema 

1991 1992 


in 1000 DM 

Betriebskostenzuschüsse für Bioethanol- 
anlage in Ahausen-Eversen 

4500 keine 

Verfahrensentwicklung und Aufbau einer 
technischen Versuchsanlage zur Herstel- 
lung von Rapsölmethylester (RME) nach 
dem kontinuierlich arbeitenden 


Connemann-Biodiesel-Verfahren 

155 keine 


4. Kapitel 1002, Titel 68509/89309 

Zuschüsse zur Förderung von Modellvorhaben 


Thema 

Bereitgestellte Mittel 
1991 1992 

in 1000 DM 

EURO-BIO-DIESEL 



a) Teilprojekt: Unterfränkischer Flotten- 
versuch, Ersatz von Dieselkraftstoff durch 
Rapsmethylester und die Projektierung 
einer Anlage zur Ölgewinnung und 
Veresterung 

209 

- 2 ) 

b) Teilprojekt Schilling, Dezentrale 
Produktion von Rapsöl als Motoren- 
treibstoff, Bereich Baden- Württemberg 

61 

126i) 

c) Teilprojekt: Raiffeisen Hauptgenossen- 
schaft in Kiel: Dezentrale Herstellung 
Rapsmethylester 

187 

- 2 ) 

d) Teilprojekt: Dezentrale Produktion von 
Rapsöl als Motorentreibstoff in Bayern 

126 

- 2 ) 

Anwendung von Rapsmethylester als 
Treibstoff im kommunalen Fuhrpark 
der Stadt Fulda 

150 

35 


1) Beantragte Förderung. 

2 ) Mittelbedarf für 1992 noch offen. 


5. Kapitel 10 10 Bundesforschungsanstalten 


Projekt- 

nummer 

Thema 

Bereitgestellte Mittel 
1991 1992 

in 1000 DM 

GG 101 

Nutzung von Pflanzenöl 
als Kraftstoff 

Diese Vorhaben werden 
aus Etatmitteln der 
Bundesforschungsanstalt 

GH 045 

Wirtschaftlichkeitsanalyse 
der Ethanolproduktion aus 
agrarischen Rohstoffen in der 
Bundesrepublik Deutschland 

für Landwirtschaft in 
Braunschweig-Völken- 
rode finanziert. Die 
Quantifizierung der hier 
eingesetzten Förder- 
mittel war in der zur 
Verfügung stehenden 

Zeit nicht möglich. 
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II. Einzelplan 30 - Bundesminister für Forschung und Technologie 
Kapitel 3005, Titel 683 13 

Forschung und Entwicklung über rationelle Energie Verwendung und 
neue Energiequellen 


Thema 

Bereitgestellte Mittel 
1991 1992 

in 1 000 DM 

Verbundprojekt zur Ermittlung der land- 
wirtschaftlichen, prozeßtechnischen und 
anwendungstechnischen Rahmenbedin- 
gungen für die Verwendung von Rapsöl 
und seine Umwandlungsprodukte als 
Kraftstoff 

290 

595 

Möglichkeiten der Ausschöpfung des 
dynamischen genetischen Ertragspotentials 
von Winterraps durch Maßnahmen des 
Pflanzenbaues, Pflanzenschutzes und der 
landwirtschaftlichen V erfahrenstechnik 

50 

414 

Landwirtschaftliche und betriebswirt- 
schaftliche Perspektiven des Rapsanbaus 

keine 

329 

Untersuchungen zu Energie- und 



C0 2 -Bilanzen beim Rapsanbau 
und deren Umweltaspekte 

keine 

120 

Vergleich der Verfahren zur Umesterung 
von Triglyceriden zu Methylester und zur 
Aufbereitung des Hauptproduktes und 
des Nebenproduktes Glycerin 

keine 

160 

Einsatzperspektiven von Rapsschrot 
aus der Sicht der Tierernährung 

keine 

67 

Analyse des Rapsschrotexpeller-Marktes 

keine 

130 

Perspektiven der Ölmühlenverfahrens- 
technik 

keine 

197 

Hydrotreating (HT) von Rapsöl, Derivati- 
tisierung von Glycerin zu Kraftstoff- 
komponenten 

490 

80 

Katalytische Spaltung von Rapsöl zur Erzeu- 
gung von Ottokraftstoff-Komponenten 

keine 

595 


III. Welche zusätzlichen Projekte im Jahr 1992 beantragt und zur Bewilli- 
gung kommen, ist derzeit nicht absehbar, 


47. Abgeordneter Wie hoch sind die derzeitigen (1992) EG-Beihil- 

Klaus fen für Raps-Anbau bzw, für Rapsöl (pro Liter) 

Lennartz und für Bioethanol? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Georg Gallus 
vom 16. Januar 1992 

Zur Zeit besteht in der Europäischen Gemeinschaft ein Stützungssystem, 
wonach für Raps- und Rübensamen bei der Verarbeitung u. a. zum 
Zwecke der Ölgewinnung (unter bestimmten Auflagen) eine mengenbe- 
zogene Beihilfe gewährt wird. 
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Die Beihilfe wird gewährt als Ausgleich zwischen dem für dieses Wirt- 
schaftsjahr für die Europäische Gemeinschaft festgesetzten Richtpreis und 
dem Weltmarktpreis. Damit steht dem Verarbeiter die Saat zum Welt- 
marktpreis zur Verfügung. 


Für die Berechnung der Beihilfe werden folgende Erträge zugrunde 
gelegt: 


Rapsertrag (D-16; Ernte 1991): 

30,8 dt/ha 

Ausbeuterate/dt Rapssaat: 

Öl: 38,6 kg/dt = 42,9 1/dt 

(VO Nr. 225/67/EWG) 

Schrot: 56,0 kg/dt 

Beihilfe 00-Raps (08. Januar 1992): 

43,48 DM/dt 

Beihilfe/1 Rapsöl (anteilig 
nach o. a. Ausbeuterate): 

0,39 DM 

Beihilfe/ha Rapssaat: 

1 339 DM 


Anfang Januar 1992 beträgt demnach die anteilige Beihilfe pro Liter Raps- 
öl 0,39 DM. Die auf den Hektar umgerechnete Beihilfe für die Rapssaat 
insgesamt beträgt 1 339 DM. 

Eine vergleichbare Beihilferegelung über die Getreidemarktordnung gibt 
es für die Bioethanolerzeugung aus Getreide nicht. 

Im Rahmen des EG -Flächenstillegungsprogrammes ist es allerdings mög- 
lich, auf bis zu 50 % der stülgelegten Flächen u. a. auch Getreide im Ver- 
tragsanbau für Nichtnahrungszwecke, also auch für Bioethanol, anzu- 
bauen. Die Flächenprämie beträgt dann 70% der sonst üblichen Stül- 
legungsprämie. Die volle Flächenprämie beträgt zur Zeit im Durchschnitt 
937 DM/ha, so daß indirekt eine Förderung der Ethanolproduktion aus 
Getreide mit 656 DM/ha (70 %) möglich ist. 

Aus dem Kornertrag von einem Hektar Weizen können rd. 2 500 1 Ethanol 
hergestellt werden; auf einen Liter Ethanol bezogen beträgt der mögliche 
Förderbetrag somit 0,26 DM. Diese Maßnahme wird bislang nur den Land- 
wirten in der Bundesrepublik Deutschland angeboten, die anderen EG- 
Mitgliedstaaten haben sie nicht umgesetzt. In Anspruch genommen wird 
diese Maßnahme jedoch auch bei uns nicht, denn sie rechnet sich nicht für 
die Landwirte. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


48. Abgeordneter 

Josef 

Grünbeck 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung zuverlässige Infor- 
mationen darüber vor, wie viele gesetzliche Fei- 
ertage es in den EG-Staaten, in Japan und in den 
USA gibt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 16. Januar 1992 


Unter Bezugnahme auf die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zum „Sozialraum Europä- 
ische Gemeinschaft" (Drucksache 11/4700) sowie ergänzende Auskünfte 
der Ständigen Vertretung bei der EG beträgt die Gesamtzahl der Feier- 
tage in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten: 


Belgien 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Griechenland 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Spanien 

Vereinigtes Königreich 


12 Feiertage 
10 Feiertage 

10 bis 15 Feiertage (15 nur Stadt Augsburg) 

10 Feiertage 
9 Feiertage 
9 Feiertage 
10 Feiertage 
10 Feiertage 
9 Feiertage 

12 Feiertage 

13 Feiertage 

8 bis 11 Feiertage (England, Schottland und 
Wales: 8; Nordirland: 10 
in einzelnen Regionen: 11) 


Nach Auskunft der Bonner Botschaften Japans und der USA beträgt die 
Anzahl der gesetzlichen Feiertage 13 bzw. 10. 

Bei den vorstehenden Angaben sind die gesetzlichen Feiertage, die regel- 
mäßig auf einen Sonntag fallen (wie z. B. Ostersonntag), nicht mitgezählt. 


49. Abgeordneter 

Josef 

Grünbeck 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung zuverlässige Zahlen 
zur Höhe der Nettojahresarbeitsstunden in Süd- 
korea, Japan, den USA und den EG-Staaten vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 15. Januar 1992 


Aktuelle Ergebnisse der amtlichen Statistik zur Höhe der Nettojahresar- 
beitsstunden in den oben genannten Ländern liegen nicht vor. Ob die im 
folgenden genannten Zahlen zuverlässig und vergleichbar sind, kann von 
hier aus nicht beurteilt werden. 

Die nachfolgende Tabelle gibt lediglich Auskunft über die durchschnitt- 
lichen Wochenarbeitsstunden für die Arbeiter im verarbeitenden Ge- 
werbe. 
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Durchschnittliche Wochenarbeitsstunden 
Verarbeitendes Gewerbe/Arbeiter 
- Stunden - 


Land 

B ericht szeitr aum 

Stunden 

Bundesrepublik Deutschland 1 ) 

1990 

39,6 

Belgien 2 ) 

April 1990 

36,9 

Dänemark 3 ) 

1990 

31,8p 

Frankreich 3 ) 

Oktober 1990 

38,8 

Griechenland 1 ) 

November 1989 

41,1 

Großbritannien u. Nordirland 2 ) 

Oktober 1990 

41,5 

Irland 2 ) 

September 1990 

41,5 

Italien 2 ) 

April 1985 

36,8 

Luxemburg 2 ) 

April 1989 

41,1 

Niederlande 2 ) 

Oktober 1989 

39,9 

Portugal 3 ) 

1988 

39,1p 

Spanien 3 ) 4 ) 

1988/Monatsarbeits- 

stunden 

152 

Vereinigte Staaten 1 ) 

1990 

40,8 

Japan 3 ) 

1 989/Monatsarbeits- 
stunden 

179,6 

Korea, Republik 3 ) 5 ) 

1990 

49,8 


*) Bezahlte Stunden 4 ) Gesamtindustrie 

2 ) Angebotene Stunden 5) Arbeitnehmer 

3 ) Geleistete Stunden p Vorläufige Zahl 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

Nach Berechnung des Instituts der deutschen Wirtschaft belief sich die tat- 
sächliche Jahresarbeitszeit in der verarbeitenden Industrie in den einzel- 
nen Ländern (Stand: 1990) wie folgt: 

Belgien 1 631 Stunden, Bundesrepublik Deutschland 1 506 Stunden, Dä- 
nemark 1 579 Stunden, Frankreich 1 611 Stunden, Großbritannien 1 635 
Stunden, Italien 1 625 Stunden, Niederlande 1 545 Stunden, USA 1 847 
Stunden und Japan 2 165 Stunden. 

Für Südkorea existiert ein Vergleichswert nur für 1987, danach belief sich 
die Jahresarbeitszeit auf 1 290 Stunden. 


50. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Freistaat 
Bayern im Bundesrat eine Initiative zur Absiche- 
rung des Pflegefallrisikos gemeinsam mit den 
A-Ländern ergriffen hat, falls nicht, ist der Bun- 
desregierung bekannt, ob von seiten des Frei- 
staates Bayern eine entsprechende Initiative 
geplant ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 10. Januar 1992 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Freistaat Bayern keine gemein- 
same Initiative mit den A-Ländern im Bundesrat ergriffen hat. 
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Der Bundesregierung ist kein Beschluß des Bayerischen Ministerrates 
bekannt, nach dem der Freistaat eine entsprechende Initiative plant. Al- 
lerdings hat sich der Bayerische Minister für Arbeit und Sozialordnung, 
Dr. Gebhardt Glück, öffentlich dahin gehend geäußert, daß auch er bei 
weiter aufrechterhaltener Absage der FDP an eine soziale Pflege Versiche- 
rung eine gemeinsame Bundesratsinitiative aller Länder zu einem abge- 
stimmten Gesetzentwurf für einen geeigneten Weg halte. 


Wie ist sichergestellt, daß die durch die geplante 
Änderung der Arbeitslosenhilfe- Verordnung auf 
Bundessozialhilfegesetz-Niveau abgesenkten 
SchonvermÖgens-Beträge tatsächlich nicht zur 
Vernichtung von zweckbestimmten Ersparnissen 
führen, und auf welche einschlägigen Vorschrif- 
ten können sich die Arbeitslosenhilfe-Empfänger 
berufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 8. Januar 1992 

Wie Ihnen vermutlich aus der Antwort auf die Frage des Abgeordneten 
Gerd Andres in der Fragestunde am 11. Dezember 1991 bekannt ist, wurde 
im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung eine Rechtsverord- 
nung vorbereitet, mit der das bei der Arbeitslosenhilfe nicht zu berück- 
sichtigende Barvermögen an die entsprechenden Freibeträge bei der 
Sozialhilfe angeglichen werden sollte. Der Entwurf dieser Rechtsverord- 
nung wird nicht weiter verfolgt. 

Die geltende Arbeitslosenhilfe-Verordnung mutet dem Arbeitslosen die 
Verwertung bestimmter Vermögensgegenstände nicht zu, z. B. eines Ver- 
mögens, 

- das zur alsbaldigen Gründung eines angemessenen eigenen Hausstan- 
des bestimmt ist (§ 6 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2), 

- das für eine alsbaldige Berufsausbildung, zum Aufbau oder zur Siche- 
rung einer angemessenen Lebensgrundlage oder zur Aufrechter- 
haltung einer angemessenen Alters Sicherung bestimmt ist (§ 6 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 3), 

- das zum alsbaldigen Erwerb eines vom Arbeitslosen zu bewohnenden 
angemessenen Hausgrundstücks oder einer entsprechenden Eigen- 
tumswohnung bestimmt ist (§ 6 Abs. 3 Satz 2 Nr. 7). 

Vermögen aus einmaligen Sozialleistungen gilt für die Dauer von fünf 
Jahren als nicht verwertbar, soweit es 10 000 DM nicht übersteigt (§ 7 
Abs. 1), Vermögen aus der prämienbegünstigten Anlage nach dem Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz und aus der zulagebegünstigten Anlage nach 
dem Fünften Vermögensbildungsgesetz sowie aus den Erträgnissen 
hieraus gilt nur unter bestimmten Voraussetzungen als verwertbar (§ 7 
Abs. 2). 


52. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Babsichtigt die Bundesregierung weitere Ver- 
schärfungen der Bedürftigkeitsprüfung und wei- 
tere Anleihen aus dem Bundessozialhilfegesetz 
im Recht der Arbeitslosenhilfe bzw. im übrigen 
Arbeitsförderungsgesetz? 


51. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 8. Januar 1992 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der 
10. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz insgesamt fortzuentwickeln. 
Aus der bisherigen Entwicklung sollen Folgerungen gezogen und das 
Recht der Arbeitslosenhilfe vereinfacht und übersichtlicher gestaltet wer- 
den. Die Arbeiten am Entwurf sind noch nicht abgeschlossen. Ich bitte Sie 
deshalb um Verständnis, daß ich Einzelheiten noch nicht mitteilen kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


53. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung oder hat eine ihr nach- 
geordnete Instanz für den Verkauf von Waffen 
oder anderem militärischen Gerät aus den 
Beständen der ehemaligen Nationalen Volksar- 
mee öffentliche oder private Verkäufer bzw. Ver- 
kaufsagenturen eingesetzt bzw. ist dieses 
geplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 13. Januar 1992 

Das von der ehemaligen Nationalen Volksarmee übernommene und 
von der Bundeswehr nicht weitergenutzte militärische Gerät wird mit 
Ausnahme von Kriegswaffen ausschließlich durch die VEBEG GmbH in 
6000 Frankfurt/Main 1 verkauft. Die Gesellschaft hat langjährige Erfah- 
rungen mit dem Verkauf von ausgesondertem Bundeswehrmaterial. Sie 
ist ein Unternehmen der Industrieverwaltungs- AG, an der der Bund einen 
Kapitalanteil von 55 % hält. 

Ein Verkauf von Waffen oder anderem militärischen Gerät über andere 
öffentliche und private Anbieter ist nicht vorgesehen. 


54. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob und wenn ja 
welche Firmen oder Privatpersonen als Anbie- 
ter von Beständen der ehemaligen Nationalen 
Volksarmee tätig sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 13. Januar 1992 


Aufgrund eines noch durch das Ministerium für Abrüstung und Verteidi- 
gung (MfAV) abgeschlossenen Vertrages verwertet die Bundeswehr aus- 
gesonderte Bekleidung und persönliche Ausrüstung über die Firma 
VEMIG in Tangermünde. Andere Privatpersonen oder Firmen sind von 
der Bundeswehr nicht mit der Verwertung beauftragt. Über eventuelle 
Verkäufe der Firma VEMIG an Zwischenhändler liegen keine Erkennt- 
nisse vor. 
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55. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Wie viele Grundwehrdienstleistende und wie 
viele Zivil dienstleistende (absolut und relativ) 
nahmen in den Jahren 1988, 1989 und 1990 an 
Weiterbildungsmaßnahmen, auch während der 
Dienstzeit, teil? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 13. Januar 1992 


An berufsfördernden Maßnahmen haben Grundwehrdienstleistende 
(GWDL) wie folgt teilgenommen: 

1988- 28606 Soldaten (12,6% der GWDL) , 

1989 - 27 063 Soldaten (12,9% der GWDL), 

1990 - 25 280 Soldaten (14,5% der GWDL). 

Im Zivildienst haben Anträge auf Berufsförderung gestellt: 

1988 - 4 189 Zivildienstleistende (ZDL) (5,5 v. H. der im Dienst 

befindlichen ZDL) 

1989- 4 945 ZDL (5,5 v. H. der im Dienst 

befindlichen ZDL) 

1990- 5430 ZDL (6,1 v. H. der im Dienst 

befindlichen ZDL) 

Die Teilnahme der Grundwehrdienstleistenden und Zivildienstleistenden 
an berufsfördernden Weiterbildungsmaßnahmen erfolgt grundsätzlich 
außerhalb der Dienststunden, d. h. in deren Freizeit. 


56. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Sind die Weiterbildungsangebote für beide Dien- 
ste identisch, wenn nein, wie will die Bundes- 
regierung zukünftig eine Gleichbehandlung 
sicherstellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 13. Januar 1992 

Für die Förderung der Grundwehrdienstleistenden und der Zivildienstlei- 
stenden gelten dieselben Grundsätze. Die Weiterbildungsmöglichkeiten 
sind somit für beide Zielgruppen prinzipiell gleich. 

Die höhere Teilnahme der Grundwehrdienstleistenden an Bildungsmaß- 
nahmen erklärt sich aus folgendem: 

Bei der Bundeswehr werden die Grundwehrdienstleistenden durch die 
46 Dienststellen des Berufsförderungsdienstes mitbetreut. Dieser Dienst 
ist für die Berufsförderung der Soldaten auf Zeit eingerichtet worden, die 
einen Rechtsanspruch auf berufliche Beratung und Förderung sowie Ein- 
gliederungshilfen haben. Viele Grundwehrdienstleistende nutzen 
dementsprechend die Berufsbildungsmöglichkeiten (sog. Arbeitsgemein- 
schaften), die der Berufsförderungdienst für die Zeitsoldaten einrichtet. In 
den Jahren 1988 bis 1990 waren dies jeweils rd. 19 000 Grundwehrdienst- 
leistende. Die übrigen wehrpflichtigen Soldaten haben die Bildungschan- 
cen genutzt, die von den zivilen Weiterbildungseinrichtungen am jeweili- 
gen Standort angeboten wurden. 
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Eine vergleichbare Institution wie den Berufsförderungsdienst gibt es im 
Zivildienst nicht. Gemäß Bundesministerium für Frauen und Jugend läßt 
sich eine solche Institution auch nicht einrichten, da die hierzu notwendige 
örtüche Verwaltungsstruktur fehlt und eine regionale Konzentrierung von 
Zivildienstleistenden, denen auf ihren Einsatzort bezogene Bildungsan- 
gebote gemacht werden könnten, nicht vorhanden ist. 


57. Abgeordneter Auf welche Weise wird die Bundesregierung zur 

Gernot Lösung von Problemen beitragen, die für die 

Erler Republik Polen durch Maßnahmen der humanitä- 

(SPD) ren- und Soforthilfe entstehen, indem in großer 

Zahl Lkw aus bisherigen NVA- Beständen an 
Empfänger in den Nachfolgerepubliken der 
Sowjetunion übergeben werden und deren mas- 
senweiser Transit durch Polen vielfache organi- 
satorische und verkehrstechnische Schwierigkei- 
ten verursachen, wobei viele dieser Schwierig- 
keiten z. B. durch Bahntransport vermieden wer- 
den könnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 9. Januar 1992 

Die Bundesregierung erwartet derartige Probleme nicht. Die vorgesehe- 
nen Lieferungen von Fahrzeugen der ehemaligen Nationalen Volksarmee 
in den Bereich der GUS erfolgen nach derzeitiger Planung nicht durch 
einen massenweisen Transit durch Polen. 


58. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(FDP) 


Welche sachlichen Gründe haben dazu geführt, 
die zunächst getroffene Entscheidung - Standort- 
verwaltung Bayreuth als Hauptstelle, Standort- 
verwaltung Bayreuth-Ebern Nebenstelle von 
Bayreuth - wieder umzudrehen? 


59. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(FDP) 


Wie steht die Entscheidung des Bundesministers 
der Verteidigung im Zusammenhang mit einem 
Brief des Parlamentarischen Staatssekretärs im 
Bundesministerium des Innern, Eduard Lintner? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 10. Januar 1992 

Bei der Neuorganisation der Territorialen Wehrverwaltung und des 
Rüstungsbereichs waren neben den rein organisatorischen auch regionale 
und strukturpolitische Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 

Nachdem Ebern im Zuge der militärischen Standortplanung durch die 
deutliche Reduzierung bereits hart getroffen wurde, kam den von der 
bayerischen Staatsregierung, aber auch von vielen anderen, darunter 
dem Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesminister des Innern, 
Eduard Lintner, vorgebrachten strukturpolitischen Argumenten ganz 
besonderes Gewicht zu. 
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Dem Wunsch nach Erhalt der Standortverwaltung Ebern konnte gefolgt 
werden, weil auch von Ebern aus die Betreuung des Standortes Bayreuth 
gewährleistet ist. Es ist beabsichtigt, in Bayreuth eine Außenstelle der 
Standortverwaltung Ebern zu errichten. 

Die Auflösung der Standortverwaltung Bayreuth und ihre Zusammen- 
legung mit Ebern steht im Einklang mit den von der bayerischen Staats- 
regierung festgestellten strukturpolitischen Erfordernissen und gewähr- 
leistet die sachgerechte Aufgabenerfüllung. 


60. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 9. Januar 1992 

Nach der Stationierungsentscheidung für die Bundeswehr vom 5. August 
1991 werden die Flugplätze Leck und Schwesing nach Auflösung der 
jeweiligen Geschwader stillgelegt und mit je einem Flugabwehrraketen- 
geschwader belegt. 

Der Platzbedarf, insbesondere im Flugbetriebs- und Hallenbereich wird 
zur Zeit untersucht. Konkrete Ergebnisse dürften bis Mitte 1992 vorliegen. 

Erst dann kann entschieden werden, welche Flugverkehrsflächen auf den 
Fliegerhorsten in Leck oder Schwesing für die Stationierung und Ausbil- 
dung an PATRIOT und HAWK benötigt werden und welche Gebäude 
bzw. Einrichtungen ggf. einem zivilen Nutzer zur Verfügung gestellt wer- 
den könnten. 

Diese Fragen lassen sich erfahrungsgemäß am besten in Verhandlung mit 
einer von einer Gebietskörperschaft unterstützten Trägergesellschaft auf 
der Grundlage eines konkreten Nutzungskonzeptes beantworten. 

Ich weise jedoch darauf hin, daß für einen eventuellen zivilen Bedarfs- 
träger auf den Flugplätzen Leck oder Schwesing aufgrund der Einstellung 
des militärischen Flugbetriebes keine fliegerische Mitbenutzungs- 
möglichkeit mehr besteht, sondern er alleiniger Nutzer wäre. Dies hat zur 
Folge, daß die Trägergesellschaft für die entsprechenden Genehmigungs- 
verfahren sowie die Durchsetzung der Akzeptanz bei der Bevölkerung 
zuständig wäre und für die Durchführung des Flugbetriebes (z. B. Flug- 
sicherung) einschüeßlich aller Unterstützungsfunktionen aufzukommen 
hätte. 


61. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Auf welche Weise beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, nach der geplanten Reduzierung der Bun- 
deswehr auf 370000 Soldaten, die Wehrgerech- 
tigkeit bei der Heranziehung aller bundeswehr- 
tauglichen jungen Männer bis zum 25. Lebens- 
jahr sicherzustellen, und wie soll diese insbeson- 
dere angesichts der geburtenstarken Jahrgänge 
ab 1970 auf Dauer gewährleistet werden? 


Wird es in Zukunft auch nach Auflösung bzw. 
Abzug der augenblicklich dort stationierten flie- 
genden Luftwaffengeschwader möglich sein, die 
Militärflugplätze Leck und Schwesing als zivile 
Lande- und Startplätze bzw. für andere Arten 
ziviler fliegerischer Mitnutzung zur Verfügung zu 
stellen, und zu welchen Bedingungen wird das 
möglich sein? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 9. Januar 1992 


Die Verwirklichung von Wehrgerechtigkeit ist schon seit langem ein 
stetes Anliegen der Bundesregierung. Wehrgerechtigkeit wird dann ver- 
wirklicht, wenn möglichst alle wehrdienstfähigen Wehrpflichtigen, die 
nicht aus gesetzlichen oder administrativen Gründen vom Wehrdienst 
befreit sind, zum Wehrdienst oder einem gleichgestellten Dienst heran- 
gezogen werden. Wie bisher, wird auch künftig dieses Prinzip gewahrt 
werden können. 

Von den Wehrpflichtigen eines Geburtsjahrgangs sind nach den bisheri- 
gen Erfahrungen regelmäßig 70 v. H. wehrdienstfähig und heranziehbar. 
97 bis 98 v. H. dieser wehrdienstfähigen und heranziehbaren Wehrpflich- 
tigen eines jeden Jahrgangs haben in der Vergangenheit Grundwehr- 
dienst, Dienst als Soldat auf Zeit, Zivildienst als anerkannte Kriegsdienst- 
verweigerer, Dienst bei der Polizei oder dem Bundesgrenzschutz oder 
einen ehrenamtlichen Dienst im Zivil- oder Katastrophenschutz oder Ent- 
wicklungsdienst geleistet. 

Die geringe Quote an wehrdienstfähigen und heranziehbaren Männern, 
die weder Wehrdienst noch einen vergleichbaren Dienst leisten, wird sich 
auch in Zukunft nicht verschlechtern. 

Auf der Basis von Berechnungen des Statistischen Bundesamtes werden in 
den nächsten zehn Jahren die Jahrgangsstärken — neue und alte Bundes- 
länder zusaiumengefaßt - durchschnittlich bei 370000 Wehrpflichtigen 
liegen, die im 19. Lebensjahr zum Wehrdienst oder einem vergleichbaren 
Dienst heranstehen. Dies ist erheblich weniger, als die durchschnittlichen 
Jahrgangsstärken noch vor wenigen Jahren allein in den alten Bundeslän- 
dern betrugen. So lag die Jahrgangsstärke der Wehrpflichtigen des 
Geburtsjahrganges 1964 im alten Bundesgebiet bei 506498. In den alten 
und neuen Bundesländern zusammen beträgt die Jahrgangsstärke bei 
den Wehrpflichtigen des Jahrgangs 1970 483 854 und wird bei denen des 
Jahrgangs 1975 nur noch 344 600 ausmachen. 

Hinzu treten folgende Faktoren: 

- Der vorgesehenen Verringerung des Personalumfangs der Streitkräfte 
und dem Bevölkerungszuwachs durch die neuen Bundesländer ist be- 
reits durch die Kürzung der Dauer des Grundwehrdienstes von 15 Mo- 
naten - ab 1. Juni 1992 war sogar eine Grundwehrdienstdauer von 
18 Monaten vorgesehen - auf 12 Monate und durch die faktische Her- 
absetzung des Heranziehungsalters durch administrative Weisung auf 
das 25. Lebensjahr Rechnung getragen worden. 

- Das Kontingent der Freistellungen für den Zivil- und Katastrophen- 
schutz ist nach dem Beitritt der neuen Bundesländer von bisher 17000 
auf 27000 pro Geburtsjahrgang erhöht worden. 

- Die Zahl der Kriegsdienstverweigerer ist im Laufe der letzten zehn 
Jahre drastisch angestiegen und steigt weiter an. 


62. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Wie hoch ist bei den Kreiswehrersatzämtern die 
Zahl der Widersprüche gegen Bescheide über die 
Einberufung zum Wehrdienst bzw. Reserveübun- 
gen, die unter Hinweis auf Wehrgerechtigkeit 
eingelegt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 9. Januar 1992 


In Eingaben wird zwar von Wehrpflichtigen im Einzelfall auf eine Verlet- 
zung des Grundsatzes der Wehrgerechtigkeit hingewiesen. Statistische 
Erhebungen über die Begründung der Widersprüche, die sich gegen 
die Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu Wehrübungen richten, 
werden nicht vorgenommen. Die Frage kann deshalb nicht beantwortet 
werden. 


63. Abgeordneter Wie viele Verwaltungsgerichtsverfahren sind 

Joachim gegenwärtig anhängig, in denen Wehrpflichtige 

Tappe bzw. Reservisten unter Berufung auf Wehrge- 

(SPD) rechtigkeit gegen ihre Einberufung zum Wehr- 

dienst bzw. zu Wehrübungen klagen, und ist 
nach Einschätzung der Bundesregierung eine 
Zunahme solcher Verfahren erkennbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 9. Januar 1992 


Über die Gründe, auf die Wehrpflichtige Klagen gegen die Einberufung 
zum Grundwehrdienst oder zu Wehrübungen stützen, werden ebenfalls 
keine Statistiken geführt. 


64. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit der Fertigstellung des Nutzungskon- 
zeptes für die Truppenübungsplätze zu rechnen, 
und wie ist der Sachstand der Beratungen bezüg- 
lich des Konzeptes für den Übungsplatz Grafen- 
wöhr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 13. Januar 1992 


Über das Konzept für die Nutzung der Truppenübungsplätze (TrÜbPl) 
wird voraussichtlich im 1. Halbjahr 1992 entschieden. 

Der TrÜbPl Grafenwöhr steht unter amerikanischer Verwaltung. Die US- 
Streitkräfte haben gegenüber dem Bundesministerium der Verteidigung 
erklärt, daß auf eine Nutzung dieses TrÜbPl selbst bei einer deutlichen 
Verringerung der in Deutschland stationierten US-Truppen nicht verzich- 
tet werden kann. 

Im Rahmen der derzeitigen Überprüfung des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut (ZA/NTS) hat das federführende Auswärtige Amt 
als Änderungsvorschlag zu Artikel 53 ZA/NTS die ausschließliche Gel- 
tung deutschen Rechts, insbesondere auf den Gebieten der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung in den den Verbündeten zur ausschließlichen 
Benutzung überlassenen Liegenschaften eingebracht. Die Dauer dieser 
Verhandlungen läßt sich zur Zeit nicht abschätzen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie 
und Senioren 


65. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
vergleichsweise niedrige Mehraufwendungen 
für Erhöhungen der Kindergeldsätze für dritte 
und weitere Kinder aus absehbaren Minderaus- 
gaben für das Bundeserziehungsgeld abgedeckt 
werden könnten, nachdem die Geburtszahlen im 
bisherigen Verlauf der zweiten Jahreshälfte 1991 
in den neuen Bundesländern extrem stark und in 
den alten Bundesländern deutlich zurückgegan- 
gen sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 13. Januar 1992 


Nein. Der Haushaltsansatz beim Erziehungsgeld für das Jahr 1992 berück- 
sichtigt bereits die zurückgegangene Geburtenzahl. Minderausgaben, die 
für eine Kindergelderhöhung verwendet werden könnten, sind nicht zu 
erwarten. 


66. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung insbesondere für die 
neuen Bundesländer für wünschenswert, die 
Leistungen für kinderreiche Familien zu verbes- 
sern, weil dort bei dem vorerst niedrigen Erwerbs- 
einkommen zuweilen nicht einmal die Erwerbs- 
tätigkeit beider Elternteile ein Familieneinkom- 
men oberhalb des Sozialhilfebedarfs gewährlei- 
stet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 13. Januar 1992 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, für die neuen Bundesländer 
andere Leistungen für kinderreiche Familien zu gewähren als für das 
Bundesgebiet insgesamt. Das Kindergeld ist bereits nach der Kinderzahl 
gestaffelt und damit für kinderreiche Familien wesentlich höher. Die 
Bundesregierung beabsichtigt keine Differenzierung darüber hinaus. 


67. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Staat Rahmenbedingungen setzen sollte, die 
es Familien erleichtern, ihrem Wunsch entspre- 
chend mehr als zwei Kinder zu haben und erzie- 
hen zu können, falls sie sich dies derzeit aus mate- 
riellen Gründen nicht leisten können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 13. Januar 1992 

Ich teile grundsätzliche Ihre Auffassung. Welche weiteren, neben den im 
Steueränderungsgesetz 1992 vorgesehenen Verbesserungen und Hilfen 
für Familien möglich sind, wird im Rahmen der für die zweite Hälfte der 
Legislaturperiode anstehenden Weiterentwicklung des Familienlasten- 
ausgleichs geprüft werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Frauen 
und Jugend 


68, Abgeordnete 

Dr. Edith 

Niehuis 

(SPD) 


Welche Informationen hegen der Bundesregie- 
rung über REMID (Religionswissenschaftlicher 
Medien- und Informationsdienst e. V., Marburg) 
vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 9. Januar 1992 


Der Bundesregierung liegen keine amtlichen Informationen über den Re- 
ligionswissenschaftlichen Medien- und Informationsdienst e. V. (REMID), 
Marburg, vor. 


69. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Von welcher Grundlage aus kann REMID laut 
eigenem Prospekt Informationen für Medien, In- 
stitutionen und Öffentlichkeit hinsichtlich „reli- 
giöser Phänomene" erteilen und wird REMID aus 
öffentlichen Kassen (z. B. BfA) unterstützt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 9. Januar 1992 


Wie sich aus der Antwort zur Frage 68 ergibt, hat die Bundesregierung 
keine eigenen Erkenntnisse über die Tätigkeit von REMID. 

Hinsichtlich einer finanziellen Unterstützung des Vereins ist der Bundes- 
regierung lediglich bekannt, daß der Verein beim Arbeitsamt Marburg 
eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme für eine religionswissenschaftliche 
Dokumentationsstelle beantragt hat. Der zuständige Unterausschuß hat 
dieser Maßnahme bereits zugestimmt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


70. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregie- 
rung über die sog. Hormonmafia, die in Holland, 
Belgien, Frankreich und Italien in umfangrei- 
chem Maße illegal erzeugte Hormone in der 
Viehmast einsetzt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. Januar 1992 


Über eine sog. Hormonmafia in den Niederlanden, Belgien, Frankreich 
und Italien liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Zum Anwendungsverbot hormonal wirksamer Stoffe zur Leistungssteige- 
rung in Nutztierbeständen gibt es in der EG klare rechtliche Regelungen. 
Danach muß jeder Mitgliedstaat, in dem ein Verstoß bekanngeworden ist, 
unverzüglich die EG-Kommission und die anderen Mitgliedstaaten dar- 
über unterrichten und entsprechende Abhilfemaßnahmen im Interesse 
eines reibungslosen Handelsverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten ein- 
leiten. 


71. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Müller 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Meinung der 
„Süddeutschen Zeitung" vom 16. September 1991 
bestätigen, daß weder die gesetzlichen Bestim- 
mungen noch die personelle Ausstattung der 
Überwachungsbehörden in Holland ausreichen, 
um den illegalen Hormonmißbrauch in der Vieh- 
mast zu verhindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. Januar 1992 


Nein. Wie in der Antwort zur Frage 70 schon angedeutet, sind die entspre- 
chenden EG-Richtlinien aus den Jahren 1981, 1985, 1987 und 1988 EG- 
weit in jeweils nationales Recht umgesetzt worden. Die Mitgliedstaaten 
haben seit langem die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten erlassen, um den Richtlinien nachzukommen. Dazu gehört auch die 
personelle Ausstattung der jeweils zuständigen Überwachungsbehörden. 
Nach Auffassung der Bundesregierung kann mit Ausschöpfung der vor- 
gegebenen Kontrollmöghchkeiten gewährleistet werden, jedwedem 
Verdachtsmoment nachzugehen und aufgedeckten Mißständen wir- 
kungsvoll abzuhelfen. 

Allerdings muß in diesem Zusammenhang auf folgenden Unterschied 
zwischen den Rechtsvorschriften der Niederlande und der Bundesrepu- 
blik Deutschland hingewiesen werden: 

In Deutschland kann die zuständige Behörde jederzeit, d. h. auch ohne 
Verdacht Kontrollen bereits in Nutztierbeständen durchführen; diese 
Möglichkeit, die sich bei der Bekämpfung illegaler Anwendungen von 
Masthilfsmitteln als besonders wirkungsvoll erwiesen hat, sehen die 
niederländischen Vorschriften bisher nicht vor. 


72. Abgeordnete 

Gudrun 

Schaich-Walch 

(SPD) 


Welche Forschungsinhalte und -ziele wurden 
bei der Ausschreibung des Forschungsprojekts 
„Auswirkungen der Werbung auf das Rauchver- 
halten" vorgegeben, und welcher Finanzrahmen 
wurde gesetzt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. Januar 1992 


Ergänzend zu den Antworten vom 9. Juli und 16. Oktober 1991 auf Ihre 
diesbezüglichen früheren Fragen (Drucksachen 12/936 S. 23/24 und 
12/1381 S. 34) teile ich Ihnen nachfolgend das Untersuchungsziel des For- 
schungsvorhabens „Einfluß der Tabakwerbung auf das Konsumverhalten 
der Bürger, insbesondere von Kindern und Jugendlichen" mit, wie es in 
der Ausschreibung formuliert ist: 

Die Untersuchung soll die Frage beantworten, ob, und wenn ja, in wel- 
chem Ausmaß Tabakwerbung 

- die Bevölkerung, insbesondere Kinder und Jugendliche, in ihrer Ent- 
scheidung beeinflußt, Raucher zu werden oder Nichtraucher zu blei- 
ben, 

- Rauchende beeinflußt, weiter zu rauchen, und 

- inwieweit Warnhinweise über Schadstoffe wahrgenommen werden 
und wirken. 

Nachdem die Begutachtung der vier eingegangenen Anträge abgeschlos- 
sen ist, soll der Auftrag in Kürze vergeben werden. Dabei ist an einen 
Finanzrahmen von 200 000 bis 300 000 DM gedacht. Nach Auftragsver- 
gabe werde ich Sie umgehend näher informieren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


73. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Sind die Antriebsanlagen der Diesel-Lokomoti- 
ven der Deutschen Bundesbahn so beschaffen, 
daß sie auch mit Rapsöl aus heimischer Produk- 
tion betrieben werden könnten, und welche Inve- 
stionskosten würden nach Auffassung der Bun- 
desregierung bei der DB anfallen, wenn für einen 
Betrieb mit Rapsöl eine Umrüstung der Dieselloks 
erforderlich wäre? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 9. Januar 1992 


Nein, die Hersteller von Großdieselmotoren, wie sie in Lokomotiven der 
Deutschen Bundesbahn zum Einsatz kommen, lassen eine Verwendung 
von Rapsöl derzeit noch nicht zu. Bisher wurde noch keine technische 
Lösung gefunden, um die im Bahnbetrieb verwendeten Direkteinspritz- 
motoren dem andersartigen Verbrennungs-, Abgas- und Emissionsver- 
halten des Rapsöles anzupassen. 

Investitionskosten für Anpassungsmaßnahmen können daher nicht ge- 
nannt werden. 


45 



Drucksache 12/1959 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


74. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlägen 
der Europakommission in Brüssel zu folgen und 
mit einer entsprechenden gesetzlichen Regelung 
die Basis für ein Rauchverbot an Bord der Flug- 
zeuge der Lufthansa zumindest auf innerdeut- 
schen Strecken zu schaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 7. Januar 1992 


Die Bundesregierung hat bisher davon abgesehen, die genehmigten 
Beförderungsbedingungen der Luftfahrtunternehmen nachträglich zu 
ändern und ein Rauchverbot durch Auflagen anzuordnen, da aus spezi- 
fischen sicherheitstechnischen Belangen hierzu keine Notwendigkeit 
besteht und wissenschaftlich fundierte Aussagen über Risiken einer 
Gesundheitsgefährdung der Nichtraucher durch Inhalieren von Passiv- 
rauch in klimatisierten Luftfahrzeugen bislang nicht vorliegen. 

Sie hat aber das Bundesgesundheitsamt damit beauftragt, den Stand der 
internationalen Forschung bezüglich einer Gesundheitsgefährdung durch 
Passivrauch in Luftfahrzeugen festzustellen. Die Ergebnisse dieser Exper- 
tise sollen im Frühjahr vorliegen. 


75. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Stadtverwaltung Mannheim, daß die geplante 
Unterführung der Panzerstraße WP 15 in Mann- 
heim-Blumenau wieder zugeschüttet werden 
soll, sobald die Panzerstraße für militärische 
Zwecke nicht mehr benötigt wird, oder ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß in diesem 
Fall die Unterführung vom zivilen Individual- 
verkehr zur Entlastung der ebenfalls geplanten 
Unterführung am Viernheimer Weg WP 16 oder 
gar zu deren ersatzloser Streichung genutzt wer- 
den sollte? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 9. Januar 1992 


Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen werden die 
US -Streitkräfte ihre Panzerstraße in Mannheim-Blumenau auch künftig 
weiterhin nutzen. Insofern erübrigen sich anderweitige Überlegungen. 


76. Abgeordneter 

Adolf 

Ostertag 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß immer mehr Arbeitgeber große Pakete von 
Monatskarten zu hohen Mengenrabatten von 
den öffentlichen Nahverkehrsbetrieben kaufen 
und die Ermäßigungen voll an ihre Belegschaften 
weitergeben mit dem Ergebnis, daß der Preis für 
die verbilligten Tickets um 50% unter jenem für 
Normalabos liegt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 9. Januar 1992 


Ziel der von Ihnen angesprochenen Vereinbarungen ist nicht die Gewäh- 
rung weiterer Vergünstigungen an die Belegschaften durch die Arbeit- 
geber, sondern die Gewinnung zusätzlicher Nutzer des öffentlichen -Per- 
sonennahverkehrs mit entsprechender Verringerung der Belastungen des 
Individualverkehrs. Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich alle 
Maßnahmen, die einen Anstoß zum Verzicht auf die Benutzung des Pkw 
auf dem Weg von und zur Arbeit darstellen. 


77. Abgeordneter 

Adolf 

Ostertag 

(SPD) 


Wäre die Bundesregierung in einem analogen 
Verfahren bereit, den in den Bundesministerien 
und im Deutschen Bundestag beschäftigten Per- 
sonen verbilligte Tickets anzubieten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 9. Januar 1992 


Grundsätzlich gehört es nicht zu den Aufgaben und Verpflichtungen des 
Arbeitgebers, auch den individuellen Weg von und zur Arbeit zu organi- 
sieren und zu finanzieren. Es fehlt deshalb auch an einer haushaltsrecht- 
lichen Grundlage für den Einkauf von Nahverkehrsleistungen für die 
Bediensteten des Bundes. Der Öffentliche Arbeitgeber könnte insoweit 
lediglich als Vermittler zwischen seinen Bediensteten und den Verkehrs- 
betrieben in Erscheinung treten. 

Durch Bereitstellung von kostenlosen Abstellmöglichkeiten für die Indivi- 
dualverkehrsmittel wird allerdings bisher insbesondere die Fahrt mit dem 
Auto von und zum Arbeitsplatz erleichtert. Um die Umweltbelastungen 
durch den motorisierten Individualverkehr zu vermindern, besteht ein 
hohes Interesse an einer Steigerung der Nutzung des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs. Ob und inwieweit die Bundesregierung zu einer stär- 
keren Nutzung des ÖPNV durch die Bediensteten des Bundes etwa über 
sogenannte Job-Tickets beitragen kann, wird zu prüfen sein. Dabei sind 
umfangreiche rechtliche und finanztechnische Fragen zu klären. 


78. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Informationen bestä- 
tigen, nach denen öffentliche Bauvorhaben ins- 
besondere im Verkehrsbereich und auf dem 
Gebiet der neuen Länder von privaten Investoren 
finanziert werden sollen, und wenn ja, welche 
Projekte sind nach den Vorstellungen der Bun- 
desregierung von diesem sogenannten Konzes- 
sionsmodell betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 16. Januar 1992 


Die Bundesregierung prüft derzeit abschließend die Möglichkeiten einer 
ergänzenden Finanzierung von öffentlichen Infrastrukturinvestitionen 
durch Private. 
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Entsprechende Vorschläge für die Durchführung privatwirtschaftlicher 
Finanzierungsmodelle als Ergänzung konventioneller Haushaltsfinanzie- 
rung insbesondere im Verkehrsbereich wird die Bundesregierung in 
Kürze vorlegen. Hierbei werden auch Schienen- und Straßenprojekte 
benannt, die für eine mögliche künftige private Finanzierung in Betracht 
kommen. 


79. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Welche Kosten-Nutzen-Berechnungen liegen 
der Finanzierung solcher Konzessionsmodelle 
zugrunde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 16. Januar 1992 


Durch die Einbeziehung privatwirtschaftlicher Finanzierungsformen kön- 
nen im Interesse einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung der neuen 
Bundesländer erforderliche Verkehrsinvestitionen schneller verwirklicht 
werden. Ziel ist es dabei, „Zeit einzukaufen'' . 

Gegenüber einer Haushaltsfinanzierung möglicherweise höhere Finan- 
zierungskosten bei privaten Finanzierungsmodellen sind dann gerecht- 
fertigt, wenn aufgrund des Zeitgewinns durch mehr Wachstum, Einkom- 
men und Beschäftigung erhebliche volkswirtschaftliche Vorteile erreicht 
werden, die auch zu Steuermehreinnahmen für alle Gebietskörperschaf- 
ten führen. 


80. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Inwieweit sieht die Bundesregierung vor, Privat- 
investoren Mitspracherechte bei der Realisierung 
der Projekte einzuräumen, und wenn ja, inwie- 
weit ist der damit verbundene Verzicht auf die 
Organisationsgewalt des Bundes bei der Wahr- 
nehmung hoheitsrechtlicher Aufgaben rechtlich 
zulässig oder gerechtfertigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 16. Januar 1992 


Auch bei privatwirtschaftlicher Finanzierung bleiben hoheitliche Auf- 
gaben beim Bund bzw. im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen in der Wahrnehmungskompetenz der Länder. Soweit 
nichthoheitliche Aufgaben übertragen werden, ist die im Rahmen der 
Bundesauftragsverwaltung den Ländern zustehende Organisations- 
gewalt nicht berührt. Die Sachkompetenz bleibt gewahrt. 


81. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Besteht die Möglichkeit, in Kooperation mit der 
Hafenstaatkontrolle Rotterdam mögliche Ver- 
stöße gegen die Schiffsbesetzungsverordnung 
festzustellen, und wie häufig wird dies getan? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 15. Januar 1992 


Die niederländische Schiffssicherheitsbehörde kontrolliert im Rahmen der 
Vereinbarung über die Hafenstaatkontrolle auch die Besetzung der deut- 
schen Schiffe. Gegenstand dieser Kontrollen ist auch der Vergleich der tat- 
sächlich an Bord befindlichen Besatzung mit dem Schiffsbesatzungszeug- 
nis des Flaggenstaates. Falls das Schiff unterbesetzt ist, wird die Vervoll- 
ständigung der Besatzung gefordert und die zuständige Schiffssicher- 
heitsbehörde, bei einem deutschen Schiff die See-Berufsgenossenschaft, 
benachrichtigt. Im Rahmen der Hafenstaatkontrollen sollen 25 % aller aus- 
ländischen Schiffe kontrolliert werden, die während eines Jahres die 
Häfen des kontrollierenden Staates anlaufen. In Rotterdam wird diese 
Quote in der Regel überschritten. 


82. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


In wie vielen Fällen wurde in den Jahren 1985 bis 
1991 ein Verstoß gegen die Schiffsbesetzungs- 
verordnung aufgrund eines Personenvergleichs 
mit den vorgelegten Seefahrtsbüchern festge- 
stellt und durch Verhängung von Geldbußen 
oder anderen Strafen geahndet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 15. Januar 1992 


In den Jahren 1985 bis 1991 sind der zuständigen See-Berufsgenossen- 
schaft keine Fälle von Verstößen gegen die Schiffsbesetzungsverordnung 
aufgrund eines Personenvergleichs mit den vorgelegten Seefahrtsbü- 
chern bekanntgeworden. Auch Wasserschutzpolizeien der Länder haben 
in diesem Zeitraum keine Ordnungswidrigkeiten- Anzeigen bei der See- 
Berufsgenossenschaft eingereicht. 


83. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die durch die 
Deutsche Bundesbahn forcierte Verlagerung von 
Zuckerrübenbahntransporten auf Lkw hinsicht- 
lich der Verkehrssicherheit (vgl. Gefahrwarnun- 
gen der Bezirksregierung Lüneburg „Die Rübe 
rollt") und allgemein aus verkehrspolitischer 
Sicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 15. Januar 1992 


Die Deutsche Bundesbahn hat diese Entwicklung nicht forciert, sondern 
sich bemüht, mit den Zuckerrübenanbauern und der Zuckerindustrie ein 
gemeinsames Transportkonzept unter Einbeziehung der Schiene zu ent- 
wickeln. Dies ist jedoch nicht gelungen. 

Moderne Verladetechniken, die eine Reinigung der Rüben direkt am 
Feldrand ermöglichen, sowie eigenwirtschaftliche Überlegungen haben 
Zuckerrübenanbauer und Zuckerindustrie veranlaßt, den Transport ver- 
stärkt von der Schiene auf die Straße zu verlagern. 
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Der Bundesminister für Verkehr bedauert die zunehmende Verlagerung. 
Er sieht jedoch darin keinen Gegensatz zu seinem verkehrspolitischen 
Ziel, die Schiene verstärkt für die Transportabwicklung zu nutzen. Beim 
Zuckerrübenverkehr handelt es sich um ein rein saisonales, auf wenige 
Wochen beschränktes Geschäft, das sich zudem ganz überwiegend im 
Nahbereich abspielt, also nicht in dem Bereich, in dem die Bahn gegen- 
über dem Straßenverkehr ihre Vorteile - Bündelung von Verkehrsströmen 
auf langen Strecken - zur Geltung bringen kann. 

Angesichts der Besonderheiten des Zuckerrübenverkehrs kann von einer 
zusätzlichen Gefährdung der Verkehrssicherheit nicht gesprochen wer- 
den, zumal auch beim Schienentransport die Zuckerrüben im Vor- und 
Nachlauf über die Straße zu und vom Bahnhof transportiert werden müs- 
sen. 


84. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage 
der Bundesbahndirektion Hannover, daß eine 
Eisenbahn-Nordumfahrung der Stadt Lehrte im 
Zusammenhang mit den „Verkehrsprojekten 
Deutsche Einheit" Nr. 4 und Nr. 1 1 „nicht Teil der 
laufenden Planung zur Strecke Hannover — Ber- 
lin werden (könne), da bei derart weitgehenden 
Änderungen mit Planungs- und Bauzeiten von 
rund 20 Jahren zu rechnen ist, die Strecke Hanno- 
ver — Berlin aber bereits 1997 in Betrieb gehen 
soll" im Hinblick auf das Verkehrswegepla- 
nungsbeschleunigungsgesetz und im Hinblick 
auf die beabsichtigten Maßnahmegesetze? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 15. Januar 1992 

Die Eisenbahnnordumfahrung der Stadt Lehrte ist nicht Bestandteil der 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit; im Zuge der Schnellbahn Hannover — 
Stendal — Berlin werden die Züge auf vorhandenen Gleisen durch Lehrte 
geführt. 

Die Deutsche Bundesbahn untersucht zur Zeit die weitere Verbesserung 
der Schienenverbindung in diesem Bereich, unter anderem mit einer 
Umfahrungslösung von Lehrte. 

Eine Entscheidung hierüber ist derzeit noch nicht möglich; insoweit stellt 
sich zum jetzigen Zeitpunkt die Frage einer Planungsbeschleunigung 
nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


85. Abgeordneter 

Wolfgang 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftliche Erkenntnisse und 
Berechnungen stehen der Bundesregierung zur 
Verfügung, um die Umweltschäden zu ermitteln, 
die aus der Verbrennung und dem Verbrauch von 
fossilen Rohstoffen entstehen? 


50 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/1959 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 14. Januar 1992 

Zwar gibt es über die monetäre Bewertung von Umweltschäden zahlrei- 
che theoretische und empirische wissenschaftliche Arbeiten, jedoch gibt 
es in der Wissenschaft keinen Konsens hinsichtlich der anzuwendenden 
Methoden und der Ergebnisse der empirischen Arbeiten. Dies liegt im 
wesentlichen daran, daß es für Umweltschäden im Gegensatz zu den Grö- 
ßen, die in die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung eingehen, keinen 
Marktpreis gibt, der die Schäden „objektiv" bewertet. Die zur Ermittlung 
von Umweltschäden zur Verfügung stehenden Methoden sind daher noch 
nicht abschließend diskutiert, und die Ergebnisse der empirischen Studien 
weichen oft stark voneinander ab. 

Die Bundesregierung ist allerdings der Auffassung, daß verläßliche Daten 
über Umweltschäden für politische Entscheidungen notwendig sind. Sie 
unterstützt daher aktiv entsprechende Arbeiten. Beispielsweise hat der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherßeit einen 
wissenschaftlichen Beirat eingesetzt, der die Arbeiten des Statistischen 
Bundesamtes an einer umweltökonomischen Gesamtrechnung, deren 
langfristiges Ziel eine umfassende Aufzeichnung des Zustandes unserer 
Umwelt und der Wechselbeziehungen zwischen Umwelt und wirtschaftli- 
cher Aktivität ist, konstruktiv begleitet. Diese Arbeiten werden allerdings 
noch geraume Zeit in Anspruch nehmen. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung zur Ermittlung von Umweltschä- 
den vor kurzem ein Forschungsschwerpunktprogramm „Kosten der Um- 
weltverschmutzung/Nutzen des Umweltschutzes" abgeschlossen, in des- 
sen Rahmen in zehn Einzelstudien verschiedene Arten von Umweltkosten 
empirisch ermittelt wurden. Allerdings lassen sich die Ergebnisse aus den 
o. g. Gründen nicht in einer Größe zusammenfassen, die beispielsweise 
sämtliche aus der Verbrennung fossiler Energieträger resultierenden 
Umweltkosten widerspiegelt. 

Schließlich sei noch auf den vom Bundesminister für Wirtschaft vergebe- 
nen Forschungsauftrag „Identifizierung und Internalisierung externer 
Kosten der Energieversorgung" verwiesen, der im Laufe des Jahres 1992 
abgeschlossen werden wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


86. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deut- 
sche Bundespost POSTDIENST die Absicht hat, 
die Drucksachenverteilstelle des Postamtes 
7070 Schwäbisch Gmünd aufzulösen und das 
Drucksachenaufkommen in Stuttgart durch das 
Postamt Stuttgart 2 verteilen zu lassen, und ist die 
Bundesregierung bereit, gegebenenfalls auf die 
Deutsche Bundespost mit dem Ziel einzuwirken, 
daß sie dieses Vorhaben unterläßt? 
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Antwort des Staatssekretärs Frerich Görts 
vom 16. Januar 1992 


In der Frage bezüglich des Fortbestandes der Drucksachenverteüstelle im 
Postamt 7070 Schwäbisch Gmünd werden z. Z. durch die Oberpostdirek- 
tion Stuttgart - Bereich Postdienst - Untersuchungen durchgeführt, zu 
denen in der 4. Kalenderwoche 1992 die abschließenden Ergebnisse er- 
wartet werden. 

Eine Entscheidung dazu wird nach Eingang des Berichts der Oberpost- 
direktion Stuttgart durch die Generaldirektion Deutsche Bundespost 
POSTDIENST erfolgen. 


87. Abgeordneter 

Gerhard O. 
Pleffermann 

(CDU/CSU) 


Mit welchem Mitteleinsatz hat die Deutsche Bun- 
despost POSTBANK in Darmstadt Planungen zur 
Errichtung einer neuen Zentralstelle POSTBANK 
Darmstadt bis hin zur Bauvoranfrage betrieben, 
und wann wurde diese Bauvoranfrage beim 
Magistrat der Stadt Darmstadt gestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Frerich Görts 
vom 16. Januar 1992 


Für die seit September 1990 laufende Planung eines Neubaus der Zentral- 
stelle POSTBANK in Darmstadt sind bisher Kosten von rund 2 Mio. DM 
entstanden. 

Die Bauvoranfrage wurde am 11. September 1991 gestellt. 


88. Abgeordneter 

Gerhard O. 
Pleffermann 

(CDU/CSU) 


Seit wann hat die Deutsche Bundespost POST- 
BANK ein Gutachten in Auftrag gegeben mit dem 
Ziel, Generaldirektion und Zentralstelle statt 
dessen in Bonn zusammenzuführen, und wie 
teuer war das Gutachten? 


Antwort des Staatssekretärs Frerich Görts 
vom 16. Januar 1992 


Anfang August 1991 hat die Deutsche Bundespost POSTBANK ein Gut- 
achten in Auftrag gegeben, allerdings nicht mit dem Ziel, Generaldirek- 
tion und Zentralstelle in Bonn zusammenzuführen, sondern unter dem 
Auftragstitel: „Anpassung der Organisation in der General direktion in 
Bonn und der Zentralstelle in Darmstadt an neue strategische Ziele und 
die geänderten Rahmenbedingungen hinsichtlich Markt und Wettbe- 
werb." 

Auskünfte über den Preis des Gutachtens sind der Bundesregierung nicht 
bekannt und könnten aus Vertrauensschutzgründen auch nicht gegeben 
werden. 


52 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/1959 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


89. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Welche Rahmenbedingungen hält der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft für unab- 
dingbar für die Gründung neuer Fachhochschu- 
len hinsichtlich der Mindestgröße und Standort- 
voraussetzungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 9. Januar 1992 


Bei Neugründungen von Fachhochschulen muß die begründete Aussicht 
bestehen, daß Kapazität und Fächerspektrum der Neugründung eine län- 
gerfristige Lebensfähigkeit sichern. Die Neugründungen müssen sich aus 
eigener Kraft im Wettbewerb der Hochschulen behaupten können und für 
Studenten, Professoren und regionale Wirtschaft attraktiv werden. Der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft ist daher - wie der Wissen- 
schaftsrat - der Auffassung, daß für Neugründungen mindestens drei 
Studiengänge und eine Größenordnung von 1000 flächenbezogenen 
Studienplätzen vorgesehen werden sollten. 


90. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Welche maximale Größe und Struktur kann eine 
Fachhochschule noch haben, um eine optimale 
Nutzung zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 9. Januar 1992 


Über die maximale Größe und Struktur einer Fachhochschule kann es 
angesichts der Unterschiede in den Ausgangsbedingungen keine für alle 
Länder und Standorte gültigen einheitlichen Aussagen geben. 

1988 hatten nach Feststellungen des Wissenschaftsrates 78 von 107 Stand- 
orten, auf die sich damals die 73 Fachhochschulen im Hochschulver- 
zeichnis des HBFG mit ihren Abteilungen und Außenstellen verteilten, 
weniger als 3000 Studenten. An diesen kleineren Standorten studierten 
37 % der Fachhochschulstudenten. Ein knappes Drittel studierte in den 
20 Standorten mit 3000 bis 7 000 Studenten. 33% der Studenten studierten 
an den neun großen Standorten mit mehr als 7 000 Studenten. Die mittlere 
Größe der Standorte betrug damit rund 2700 Studenten, die mittlere 
Größe der Fachhochschulen rund 3700 Studenten. 

Entscheidender als die Zahlen ist die Durchsichtigkeit der Struktur. Für 
eine optimale Nutzung ist die Überschaubarkeit der Hochschule und ins- 
besondere der Studiengänge wichtiger als die absolute Größe. Sie erleich- 
tert die notwendige Orientierung an Problemen und Anforderungen der 
beruflichen Praxis und die Verbindung der Lernorte Hochschule und 
Betrieb. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


91. Abgeordnete 

Ingrid 

Walz 

(FDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Rahmen der Entwicklungszusam- 
menarbeit Pilotprojekte, welche der Aufzucht für 
den Export bestimmter Vogelarten dienen, zu 
unterstützen und damit einen Beitrag zum Schutz 
gefährdeter Vogelarten zu leisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 13. Januar 1992 

Die Möglichkeit, im Rahmen der bilateralen Entwicklungszusammen- 
arbeit derartige Projekte zu unterstützen, ist gegeben, wenn entspre- 
chende Projektvorschläge von der Partnerseite vorgelegt und nach der 
üblichen fachlichen und entwicklungspolitischen Prüfung als förderungs- 
würdig eingestuft werden. 


Bonn, den 17. Januar 1992 
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